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Arbeiterklasse· muss herrschen: 
Für internationale sozialistische Planwir.tschaft! 

Finanzkrise: 
Kapitalismus bankrott 

Transit 

Berlin, Oktober 2008: Streik im öffent­
lichen Dienst gegen SPD/LINKE-Senat 

Im Folgenden drucken wir einen Artikel aus der Zeitung 
unserer amerikanischen Genossen der Spartacist League/ 
U.S., Workers Vtmguard Nr. 922, 10. Oktober, nach. In der 
Zwischenzeit beschloss der Bundestag am 17. Oktober ein 
"Rettungspaket" von 500 Milliarden Euro für die deutschen 
Banken. Damit ist es relativ zum Bruttosozialprodukt gese­
hen viermal größer als das der US-Regierung. Durch dieses 
Paket soll die arbeitende Bevölkerung für die Krise der 
Bourgeoisie bluten. Angesichts einer drohenden weltweiten 
Rezession sind die Börsen in Panik, und die Aktienkurse 
gehen unter wilden Auf- und Abbewegungen in den Keller, 
seit Jahresbeginn verloren die 30 DAX-Unternehmen die 
Hälfte ihres Werts, 500 Milliarden Euro. In der Auto- und 
Stahlindustrie brechen die Absatzmärkte ein und bei vielen 
Autoherstellern stehen immer wieder die Bänder still. Die 
Bundesregierung hat ihre Wachstumsprognose für das kom-
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mende Jahr auf nahe Null gesenkt. Und während Milliarden 
in den Rachen des Finanzkapitals geworfen werden, bedro­
hen massive soziale Angriffe die Arbeiter, Immigranten und 
die gesamte Bevölkerung: "Das "Ende der Gemütlichkeit" 
titelte der Spiegel vom 20. Oktober zynisch. 

Die Bevölkerung ist wütend auf die Bankiers. Die CDU/ 
SPD-Regierung versucht, die Finanzkrise als ein Problem 
schlechter Manager sowie des ungezügelten angelsäch­
sischen Kapitalismus darzustellen, im Gegensatz zum "regu­
lierten" Kapitalismus der EU. So sagte SPD-Finanzminister 
Peer Steinbrück: "Und wenn wir Deutschen - vielleicht so­
gar zu spät - mal anfingen, nach Kontrollen zu fragen, nach 
mehr Transparenz oder Eigenkapital-Richtlinien, wurden 
wir zunächst nur belächelt ... Mit einem Mittelweg der sozi­
alen Marktwirtschaft sind wir in Deutschland ja erfreulich 

Fortgesetzt auf Seite 6 

SPD/LINKE schröpfen Arbeiter für Banken und Industrie 
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Vor 130 Jahren: Engels über kapitalistische Krisen 

TROTZKI 

Die weltweite Finanzkrise vernichtet oder bedroht die Lebensgrundlagen unzähliger 
Menschen, während die kapitalistischen Regierungen den Banken die Milliarden nur so 
in den Rachen schmeißen. Reformisten und Pseudolinke jeder Couleur erheben jetzt 
besonders laut ihren üblichen Ruf" "Staat, greif (noch mehr) ein!" Sie verbreiten die Il­
lusion, wenn der Staat nur "sozial" genug handle und Banken mehr oder vollständig 
verstaatliche, könne der Kapitalismus "reguliert" werden. Aber dieser Staat ist nichts 
anderes als der geschäftsführende Ausschuss der Kapitalistenklasse, der samt Armee, 
Polizei und Justiz den Zweck erfüllt, das Privateigentum an Produktionsmitteln zu ver­
teidigen. Schon vor nunmehr 130 Jahren hatte Friedrich Engels - zusammen mit Karl 
Marx Begründer des wissenschaftlichen Sozialismus, in seinen Worten "theoretischer 
Ausdruck der proletarischen Bewegung" - das Wesen kapitalistischer Krisen erklärt. LENIN 

In den Krisen kommt der Widerspruch zwischen gesell­
schaftlicher Produktion und kapitalistischer Aneignung 
zum gewaltsamen Ausbruch. Der Waren umlauf ist mo­
mentan vernichtet; das Zirkulationsmittel, das Geld, wird 
Zirkulationshindernis; alle Gesetze der Warenproduktion 
und Warenzirkulation werden auf den Kopf gestellt. Die 
ökonomische Kollision hat ihren Höhepunkt erreicht: die 
Produktionsweise rebelliert gegen die Austauschweise, die 
Produktivkräfte rebellieren gegen die Produktionsweise, der 
sie entwachsen sind. 

Die. Tatsache, daß die gesellschaftliche Organisation 
der Produktion innerhalb der Fabrik sich zu dem Punkt 
entwickelt hat, wo sie unverträglich geworden ist mit der 
neben und über ihr bestehenden Anarchie der Produkti­
on in der Gesellschaft - diese Tatsache wird den Kapitalis­
ten selbst handgreiflich gemacht durch die gewaltsame 
Konzentration der Kapitale, die sich während der Krisen 
vollzieht vermittelst des Ruins vieler großen und noch 
mehr kleiner Kapitalisten. Der gesamte Mechanismus der 
kapitalistischen Produktionsweise versagt unter dem 
Druck der von ihr selbst erzeugten Produktivkräfte. Sie 
kann diese Masse von Produktionsmitteln nicht mehr alle 
in Kapital verwandeln; sie liegen brach, und ebendeshalb 
muss auch die industrielle Reservearmee brachliegen ... 

Und der moderne Staat ist wieder nur die Organisati­
on, welche sich die bürgerliche Gesellschaft gibt, um die 
allgemeinen äußern Bedingungen der kapitalistischen 
Produktionsweise aufrechtzuerhalten gegen Übergriffe, 
sowohl der Arbeiter wie dei einzelnen Kapitalisten. Der 
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moderne Staat, was auch seine Form, ist eine wesentlich 
kapitalistische Maschine, Staat der Kapitalisten, der ide­
elle Gesamtkapitalist. Je mehr Produktivkräfte er in sein 
Eigentum übernimmt, desto mehr wird er wirklicher Ge­
samtkapitalist, desto mehr Staatsbürger beutet er aus. Die 
Arbeiter bleiben Lohnarbeiter, Proletarier ... 

Mit der Besitzergreifung der Produktionsmittel durch 
die Gesellschaft ist die Warenproduktion beseitigt und 
damit die Herrschaft des Produkts über die Produzenten. 
Die Anarchie innerhalb der gesellschaftlichen Produktion 
wird ersetzt durch planmäßige bewusste Organisation ... 
Die Gesetze ihres eignen gesellschaftlichen Tuns, die ihnen 
bisher als fremde, sie beherrschende Naturgesetze gegen­
überstanden, werden dann von den Menschen mit voller 
Sachkenntnis angewandt und damit beherrscht. Die eigne 
Vergesellschaftung der Menschen, die ihnen bisher als von 
Natur und Geschichte oktroyiert gegenüberstand, wird 
jetzt ihre eigne freie Tat. Die objektiven, fremden Mächte, 
die bisher die Geschichte beherrschten, treten unter die 
Kontrolle der Menschen selbst. Erst von da an werden die 
Menschen ihre Geschichte mit vollem Bewusstsein selbst 
machen, erst von da an werden die von ihnen in Bewegung 
gesetzten gesellschaftlichen Ursachen vorwiegend und in 
stets steigendem Maße auch die von ihnen gewollten Wir­
kungen haben. Es ist der Sprung der Menschheit aus dem 
Reiche der Notwendigkeit in das Reich der Freiheit. 

Diese weltbefreiende Tat durchzuführen, ist der ge­
schichtliche Beruf des modernen Proletariats. 

Friedrich Engels, Anti-Dühring, 1878 
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VOlksfrontstrategie entwaffnet Arbeiter im Kampf gegen Faschismus! 

Folgendes Flugblatt (12.· September) verteilten wir beim alljähr­
lich vom VVN-BdA organisierten Tag der Mahnung in Berlin. 

Wir Trotzkisten ehren mit revolutionärem Herzen die 
Kämpfer gegen das Naziregime: die jüdisch-kommunisti­
sche Herbert-Baum-Gruppe, die im Untergrund kämpfte; 
die heldenhaften Unterstütz er der Sowjetunion, die Aufklä­

tung durch die Machtergreifung Hitlers. Erst unterstützte 
sie Hindenburg als kleineres Übel, der seinerseits Hitler die 
Macht übergab, dann versuchte sie - vergeblich - sich mit 
den Nazis zu arrangieren. Die bewusstesten Arbeiter, die 
sich mit der russischen Oktoberrevolution von 1917 identifi­
zierten, wurden von der Kommunistischen Internationale 
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rungsarbeit im Feindesland betrieben, wie 
Richard Sorge, Ozaki Hozumi und die Mit­
glieder von Leopold Treppers "Roter Ka­
pelle"; die Trotzkisten wie Abraham Leon, 
die im Untergrund gegen die Nazi-Besat­
zung kämpften; und die zahllosen anderen 
Rotarmisten, Partisanen, die jüdischen 
Kämpfer im Warschauer Ghetto ebenso wie 
die Deserteure der Wehrmacht, die auf 
sowjetische Seite überliefen. Ihr Helden­
tum ist uns Verpflichtung im Klassenkampf 
gegen den Kapitalismus und seine faschisti­
schen Schergen. Die Volksfrontpolitik des 
Aufrufs zum Tag der Erinnerung und Mah­
nung vom Berliner VVN-BdA ist aber die­
sem Kampf entgegengesetzt. 

Der Terror beglnntl 

Der Aufruf "Hinschauen - nicht wegse­
hen!" meint zum deutschen Faschismus: 

SOfort lI.deln durcll Einheitsfront 

"Millionen ließen sich gleichschalten, die 
Mehrheit der Deutschen schaute zu", und 
wälzt damit die Verantwortung der deut­
schen Bourgeoisie für die Machtergreifung 
der Nazis und ihre fürchterlichsten Verbre­
chen, den Holocaust - die industrielle Er­
mordung der europäischen Juden und von 
Roma und Sinti - und den Vernichtungs­
krieg gegen die Sowjetunion und andere 
Völker Osteuropas, auf die Schultern der 
Arbeiterklasse ab. Die Schuld am Sieg des 

Erste Februarwoche 1933: Zeitung dertrotzkistischen Linken Opposition 
der KPD ruft zu Einheitsfrontaktionen aller Arbeiterorganisationen ge-
gen den Nazi-Terror auf . 

Faschismus trägt nicht die Arbeiterklasse. Angesichts der 
Radikalisierung durch die Weltwirtschaftskrise Ende der 
20er-Jahre stellten die Nazis der herrschenden Klasse 
600000 paramilitärisch ausgebildete SA-Schläger zur Verfü­
gung, um die gesamte Arbeiterbewegung zu terrorisieren, 
sie zu atomisieren und ihre Organisationen zu zerschlagen. 
Die Machtübernahme der Nazis war kein "Betriebsunfall" 
der Geschichte, sondern eine bewusste Entscheidung der 
herrschenden Klasse, ihre Macht zu sichern und eine sozia­
listische Revolution zu verhindern. 

Die vielen Millionen deutschen Arbeiter, die in SPD, 
KPD und den Gewerkschaften organisiert waren, wollten 
gegen Hitlers Machtergreifung kämpfen. Sie wurden von 
ihren Führungen schmählich verraten. Aufgrund ihrer Treue 
iur kapitalistischen Ordnung hatte die SPD-Führung letzt­
lich mehr Angst davor, die Arbeiterklasse gegen die Faschis­
ten in Bewegung zu setzen, als vor ihrer eigenen Vernich-

(Komintern) unter Stalin und der Thälmann'schen KPD­
Führung in die kampflose Kapitulation geführt. Die Stali­
nisten tragen daher besondere Verantwortung für die Nie­
derlage von 1933. Statt die SPD in die Einheitsfront zu 
zwingen, beschimpften sie die sozialdemokratischen Arbei­
ter als "Sozialfaschisten" und erklärten: "Nach Hitler kom­
men wir." 

Gegen die Lüge der Kollektivschuld, die die Arbeiter­
klasse an ihre eigene Bourgeoisie ketten soll, benannte 
Trotzki im Mai 1933 die Verantwortung für die kampflose 
Kapitulation: "Die meisten wollten kämpfen, aber von oben 
arbeitete man ihnen beharrlich entgegen... Der fehlende 
Widerstand seitens der Arbeiter hob das Selbstvertrauen 
des Faschismus und verringerte die Furcht der Großbour­
geoisie vor dem Risiko des Bürgerkriegs. Die unvermeidliche 
Demoralisierung des zunehmend von der Klasse isolierten 
kommunistischen Vortrupps machte selbst den geringsten 

Arbeiterrevolution wird die Opfer des Holocaust rächen! 
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Teilwiderstand unmöglich. So wurde der Triumphzug Hitlers 
über die Knochen der proletarischen Organisationen sicher­
gestellt. " 

Auf den Verrat von 1933 folgte die nicht weniger verräte­
rische Wende der Komintern hin zur Volksfront, der Unter­
ordnung der Arbeiterklasse unter einen illusorischen "de­
mokratischen" Flügel der Bourgeoisie im Namen des 
Kampfes gegen den Faschismus. Zahlreiche Revolutionen 
wurden so in die Niederlage geführt - in Spanien schlug die 
Volksfront die Arbeiterrevolution, die 1936 begann, nieder 
und bahnte so den Franco-Faschisten den Weg an die Macht. 
Genau diese Volksfrontpolitik durchdringt den Aufruf zum 
Tag der Erinnerung und Mahnung. Schon der erste Satz des 
Aufrufs klingt wie ein Loblied auf die bürgerliche Demokra­
tie: "Vor 75 Jahren paralysierten die Nazis gemeinsam mit 
konservativen Eliten und unterstützt von der Großindustrie 
in wenigen Wochen die Weimarer Demokratie." Die kapita­
listische Weimarer Republik war wie die Nazi-Herrschaft 
die Diktatur der Bourgeoisie. Der herrschenden Klasse ging· 
es um die Aufrechterhaltung ihrer Herrschaft. Die von der 
VVN gelobte "Weimarer Demokratie" gründete sich dar­
auf, dass die Arbeiterrevolution von 1918/19 im Blut er­
tränkt wurde durch die von den Sozialdemokraten Noske 
und Ebert befehligten Freikorps, aus 'denen die Nazi-Orga­
nisation hervorging. Neben zehntausenden revolutionären 
Arbeitern wurde auch die Führung der jungen KPD fast 
vollständig ermordet. Diesem konterrevolutionären Terror 
fielen Luxemburg, Liebknecht, Leo Jogiches und Eugen Le­
vine zum Opfer. 

Kein Wunder, dass die bürgerlichen Grünen den Aufruf 
unterstützen, die zusammen mit der SPD im Namen von 
"Antifaschismus" zum ersten Mal seit dem Zweiten Welt­
krieg Bundeswehrtruppen auf den Balkan schickten. Im 
Namen der bürgerlichen Demokratie helfen die Unterstüt­
zer des Aufrufs dabei, die Bourgeoisie für ihren nächsten 
Kampf um die Auf teilung der Welt ideologisch aufzurüsten. 
Im Fall der Führung von Stalinisten und Sozialdemokraten 
dient die Kollektivschuldlüge a la "die Mehrheit der Deut­
schen schaute zu" im Übrigen dazu, ihre eigene Verantwor­
tung dafür, dass die Nazis kampflos an die Macht kommen 
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konnten, zu leugnen. 
Der Aufruf appelliert an den bürgerlichen Staat: "Nazis­

tische Organisationen sind zu verbieten." Das ist eine ge­
fährliche Illusion. Die Faschisten sind die Reservearmee der 
Bourgeoisie. Es ist dieser rassistische kapitalistische Staat, 
der die Strippen der Nazis zieht, nicht nur über die V-Leute 
in den Vorständen der NPD und sonstwo, sondern auch in­
dem er mit seinen rassistischen Kampagnen die Marschbe­
fehle für die Nazi-Banden liefert. Die Kampagne zur Ab­
schaffung des Asylrechts Anfang der 90er-Jahre führte zu 
den Pogromen von Rostock und Hoyerswerda und die Kam­
pagne von Roland Koch gegen Jugendliche mit Migrations­
hintergrund im Frühjahr dieses Jahres führte zu einem An­
stieg rassistischen Terrors, wie dem Brandanschlag in 
Dautphetal. 

Verbotsappelle werden von der Bourgeoisie und ihrem 
Staat immer benutzt, um Angriffe gegen die gesamte Ar­
beiterbewegung, gegen Immigranten und die Linke zu füh­
ren. Gesetze "gegen Extremismus" werden immer gegen 
Linke und die Arbeiterbewegung angewendet. So wurde 
1993 das Verbotsverfahren gegen die faschistische FAP for­
mal eingeleitet, was nur eine Abdeckung für das Verbot der 
PKK und 35 kurdischer Vereine war. Statt ohnmächtige 
Appelle an den bürgerlichen Staat zu richten, kämpfen wir 
Trotzkisten für Arbeiter-/lmmigranten-Mobilisierungen, um 
die Nazis zu stoppen! Das ist die Tradition des Kampfes von 
Trotzkis Linker Opposition für die proletarische Einheits­
front gegen Hitlers Machtergreifung Anfang der 30er-Jah­
re. Ultimativ muss der Kapitalismus, der die Nazis hervor­
bringt und ausbrütet, durch eine Arbeiterrevolution ge­
stürzt werden. 

Der Naziterror heute ist eine Folge der kapitalistischen 
Konterrevolution in der DDR. Das wird in dem Aufruf völ­
lig verschwiegen. Schon damals, 1989/90, haben wir gewarnt, 
dass eine kapitalistische Konterrevolution einen Anstieg 
von Rassismus, Frauenunterdrückung, Arbeitslosigkeit und 
Naziterror mit sich bringen wird. Die Konterrevolution gab 
den Neonazis enormen Auftrieb. Für diese gewaltige Nie­
derlage tragen die Stalinisten Verantwortung: Gorbatschow 
gab grünes Licht für den Anschluss der DDR an den west­
deutschen Kapitalismus. Die SED-PDS-Spitzen fügten sich 
dem Verrat, wurden zur PDS.und machten die konterrevo­
lutionäre Wiedervereinigung zur eigenen Sache. 

Wir Trotzkisten haben die deformierten Arbeiterstaaten 
Osteuropas und den degenerierten Arbeiterstaat Sowjet­
union bedingungslos militärisch gegen Imperialismus und 
innere Konterrevolution bis zur letzten Barrikade verteidigt. 
Auf dieser Grundlage kämpften wir in der DDR 1989/90 
gegen eine kapitalistische Wiedervereinigung und für ein 
rotes Rätedeutschland durch proletarisch-politische Revo­
lution gegen die stalinistische Bürokratie im Osten und für 
eine sozialistische Revolution im Westen zum Sturz der 
Bourgeoisie. Nur so wäre den Faschisten in Deutschland 
endgültig der Nährboden entzogen worden. Heute verteidi­
gen wir die verbliebenen deformierten Arbeiterstaaten Chi­
na, Kuba, Nordkorea und Vietnam. 

Die richtigen Lehren aus der Geschichte zu ziehen ist 
heute dringender denn je. Die Politik der Organisatoren des 
Tags der Erinnerung und Mahnung - VVN-BdA -, wie sie 
im Aufruf zum Ausdruck kommt, zieht die falschen Lehren 
aus dem Aufstieg der Nazis und dem Kampf gegen diesen 
mörderischen Abschaum und ist daher ein Hindernis für 
den notwendigen proletarischen Kampf gegen den Faschis­
mus und den Kapitalismus, der ihn ausbrütet. Der Kapitalis­
mus muss durch eine Arbeiterrevolution hinweggefegt 
werden. Dazu ist es notwendig, eine revolutionäre multi­
ethnische Arbeiterpartei aufzubauen als Teil der wiederzu­
schmiedenden Vierten Internationale, die sich jeder Form 
von Ausbeutung und Unterdrückung entgegenstellt.. 
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Philadelphia: Staatsanwaltschaft will 
Todesstrafe für Mumia Abu-Jamal 

Im Folgenden dntcken wir 
einen Artikel aus Wor­
kers Vanguard Nr. 923, 
24. Oktober, Zeitung der 
Spartacist League/U.S., 
leicht gekürzt ab. 

Es gibt keine Gerechtigkeit 
tes, der sich auf Rassis­
mus bei der Geschwo­
renenauswahl konzen­
triert (siehe "Drittes US­
Bundesberufungsgericht 
verweigert Berufung", 
Spartakist Nr. 173, Sep­
tember 2008). Dies wür­

in den kapitalistischen Gerichten! 

Es gibt eine unheil­
volle neue Entwicklung 

Freiheit für Mumia, sofort! 
im Fall Mumia Abu-Jamals, eines unschuldigen Mannes, der 
aufgrund einer abgekarteten Verurteilung, 1981 einen 
Polizeibeamten aus Philadelphia getötet zu haben, seit 26 
Jahren in Pennsylvania in der Todeszelle sitzt. Seit seiner 
Jugend bei den Black Panthers befindet sich Mumia, ein 
MOVE-Unterstützer und redegewandter Journalist, wegen 
seiner beherzten Verteidigung der Unterdrückten im Visier 
der rassistischen Herrscher. Jetzt hat die Staatsanwaltschaft 
des Distrikts Philadelphia dem Obersten Gerichtshof mitge­
teilt, dass sie die Hinrichtung Mumias anstrebt. Der Antrag 
der Staatsanwaltschaft, der bis zum 19. November vorgelegt 
werden muss, erhebt Einspruch dagegen, dass das Dritte 
Bundesberufungsgericht in diesem Frühjahr eine Entschei­
dung von Richter Yohn aus dem Jahre 2001 bestätigte, wel­
che damals das Todesurteil aufhob, aber Mumias abgekar­
tete Verurteilung bestätigte. 

Die verbleibenden Möglichkeiten für Mumia im Rahmen 
des Gerichtssystems sind: 1.) Der Oberste Gerichtshof könn­
te dem Antrag der Staatsanwaltschaft folgen. In diesem 
Falle würde die Todesstrafe erneut verhängt werden, ohne 
einen neuen Prozess. Dann würde der Fall an Richter Yohn 
zurückverwiesen werden, der in seinem Urteil von 2001 die 
Entscheidung über weitere von Mumia erhobene Beschwer­
den gegen das Todesurteil vertagt hatte. 2.) Der Oberste 
Gerichtshof könnte die Verhandlung von beidem ablehnen: 
sowohl des Antrags der Staatsanwaltschaft als auch des an­
stehenden Berufungsantrags von Mumias Anwalt Robert 
Bryan gegen die Entscheidung des Dritten Berufungsgerich-

de die gegenwärtige Lage beibehalten: eine neue Anhörung 
zur Zumessung des Strafmaßes, wobei die beiden einzigen 
Alternativen entweder fortgesetzte lebenslängliche Haft 
oder ein neues Todesurteil wären. 3.) Der Oberste Gerichts­
hof könnte sich Bryans Berufungsantrag anschließen und so 
Mumia an das rassistische Gerichtssystem Philadelphias zu­
rückverweisen, damit er erneut vor Gericht gestellt wird. 
Das könnte mit einem Freispruch enden; jedoch haben wir 
kein Vertrauen in die kapitalistischen Gerichte, die sich 
über die Jahrzehnte hinweg geweigert haben, die Berge an 
Beweismaterial für Mumias Unschuld zu berücksichtigen, 
darunter auch das Geständnis Arnold Beverlys, dass er den 
Polizisten Daniel Faulkner getötet hat. 

Wir haben uns stets dafür ausgesprochen, alle möglichen 
rechtlichen Schritte zu verfolgen. Doch der Oberste Gerichts­
hof hat sich bei vier vorhergehenden Berufungsanträgen von 
Mumias Anwälten geweigert, sie zu verhandeln. Der Obers­
te Gerichtshof ist das höchste Gericht der kapitalistischen 
Herrscher Amerikas, den Klassenfeinden von Arbeitern, 
Schwarzen und allen Unterdrückten. Unser Kampf für die 
Freiheit von Mumia Abu-Jamal gründet auf der Strategie 
von Massenprotesten mit Schwerpunkt auf der multirassi­
schen Arbeiterklasse, die die Macht hat, die Gerichte zum 
Einlenken zu zwingen. Das Partisan Defense Committee 
[eine mit der SL/U.s. verbundene Organisation zur recht­
lichen und sozialen Verteidigung] hat stets erklärt: "Wir 
setzen all unser Vertrauen in die Macht der Massen und 
keinerlei Vertrauen in die ,Rechtsprechung' der Gerichte.". 

Freiheit für Mumia! Weg mit der rassistischen Todesstrafe! 
Finanzielle Unterstützung für die rechtliche Verteidigung wird sehr dringend gebraucht! 
Spendet noch heute an "National lawyers Guild Foundation" (Stichwort "Mumia"), per Adresse: Committee 
to Save Mumia Abu-Jamal, P.O. Box 2012, New York, NY 10159. Oder überweist an: Werner Brand, 

Komitee für soziale Verteidigung KfsV 
-..""_~-'utId...-,,.... ... ____ _ 

Commerzbank Berlin, Konto-Nr. 590109500, BlZ 10040000, Stichwort "Mumia-Rechtsverteidigung". Der Kampf für diefreiheft 
Spenden an das KfsV, die mit "Mumia-Rechtsverteidigung" gekennzeichnet sind, sowie Sammlungen des von ,1I.mia;Abu..Jam~1 
KfsV für Mumias rechtliche Verteidigung, werden quittiert und ohne Abzüge an das NlGF-Konto ~:':;==:;==~;;==;:;=:;.;~ 
geschickt, das von Mumias Rechtsanwalt zu diesem Zweck bestimmt wurde. 

Organisiert Protestaktionen! 
Verabschiedet Anträge mit der Forderung nach Mumias Freiheit in euren Gewerkschaften, Unis oder 
sonstigen Organisationen. Setzt euch dafür ein, dass eure Gewerkschaft oder Organisation spendet 
und sich an Demonstrationen und Protesten für Mumia beteiligt. Macht Mumias Fall bekannt, veröffent­
licht ihn in Publikationen eurer Gewerkschaft oder anderer Organisationen. 

Macht den Fall überall bekannt! 
Bestellt die KfsV-Broschüre für € 1,-. Bestellt auch anderes Kampagnenmaterial: den PDC-Button mit 
der Aufschrift: "Free Mumia Abu-Jamal! Abolish the Racist Death Penalty!", € 1,- je Button; das PDC­
Video (als VHS oder DVD auf Englisch oder Deutsch) From Death Row, This Is Mumia Abu-Jamal für 
€ 10,-. Verbreitet das vierseitige Flugblatt Freiheit tür Mumia, für € 2,- bekommt ihr 25 Exemplare 
(auch als PDF-Datei in sechs Sprachen auf www.partisandefense.org). 

Holt Euch die Fakten! 
Das neue PDC-Faktenblatt "Große lüge im Dienste des staatlichen lynchmordes", erhältlich auf 
Deutsch (€ 0,20/Stück, € 5,-/30 Stück), Englisch und Französisch (€ 0,50/Stück, € 10,-/30 Stück) 

Mumla ist unschuldig! 

Freiheit jetzt I 

Erklärung von _ AIlü.Jama/ s-_. 

KfsV, clo Werner Brand, Postfach 21 0750,10507 Berlin 
Telefon: (030)4439401, Fax: (030)4439402 
E-Mail: kfsv@online,de www.partisandefense.org 

Bankverbindung: Werner Brand, 
Commerzbank Berlin, 

Konto-Nr. 590109500, BlZ 10040000 
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Finanzkrise ... 
Fortsetzung von Seite 1 
gut gefahren bislang" (Der Spiegel, 29. September). Das 
Ausmaß dieser verlogenen Heuchelei entspricht ganz dem 
Umfang des Rettungspakets. Die Marktwirtschaft war im­
mer nur so "sozial", wie die Kapitalisten die Arbeiterklasse 
fürchteten. Seit der konterrevolutionären Zerstörung von 
DDR und Sowjetunion sehen sich die Kapitalisten in West­
europa nicht mehr gezwungen, mit den Errungenschaften 
der Planwirtschaft - billige Wohnungen, Arbeit für alle und 
gute Gesundheitsversorgung für jeden - zu konkurrieren. 
Die Kapitalisten und ihre Regierungen haben daher den so­
genannten "Sozialstaat" attackiert und die Ausbeutungsrate 
massiv nach oben getrieben. Mit der verhassten Agenda 
2010 der SPD/Grünen-Regierung unter Schröder und Fi­
scher wurden Millionen auf Hartz-IV-Hungerration gesetzt, 
der Niedriglohnsektor expandierte gewaltig und die Löhne 
der Arbeiter stagnieren oder sinken seit Jahren. Das Ren­
tenalter wurde angehoben und dank Riester ist die Alters­
versorgung vieler nun abhängig von Aktien und Spareinla­
gen bei Banken, die nur dank Steuergeldern nicht bankrott 
sind - bis jetzt. All das wurde damit begründet, dass so die 
Wirtschaft wächst, was am Ende allen nützen würde. Was 
wuchs, waren die Profite und die Gier der Bourgeoisie nach 
immer mehr. 

Der nachfolgende Artikel nimmt auch den liberalen, hier 
von der Sozialdemokratie propagierten Mythos auseinander, 
stärkere "Regulierung" der Finanzmärkte durch die kapita­
listischen Regierungen hätte die jetzige Krise verhindern 
können. Was "Deregulierung" angeht, haben es SPD oder 
CDU gerade nötig, mit dem Finger auf die USA zu zeigen. 
Unter der SchröderlFischer-Regierung wurde 2001 die mas­
sive Besteuerung von Unternehmensverkäufen abgeschafft, 
wodurch die Auflösung der sogenannten "Deutschland AG" 
enorm beschleunigt wurde. Allianz, Münchener Rück und 
Deutsche Bank entflochten ihr Kapital und zogen sich aus 
inländischen Industrieunternehmen zurück. Die Rentenre­
form des gleichen Jahres spülte gewaltige Geldmengen in 
die Kassen des Finanzkapitals. 2004 gab Deutsche-Bank­
Boss Joseph Ackermann eine Rendite von 25 Prozent als 
Ziel aus, und das erreicht man nicht durch "gewöhnliche" 
kapitalintensive Ausbeutung. Das bedeutete, dort mitzuzo­
cken, wo die höchsten Renditen lockten, und das war nicht 
zuletzt der US-Kreditmarkt. Gleichzeitig ließ die SPD/Grü­
nen-Regierung Hedgefonds und den Handel mit Derivaten 
zu, hochspekulative Geldanlagen mit gewaltigen Rendite­
versprechen. Der Koalitionsvertrag der Großen Koalition 
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wiederum ermöglichte die Förderung forderungsbasierter 
Papiere. Solche "gebündelten Forderungen" dienten dazu, 
Risiken bei Geldanlagen zu verschleiern. Kurz und gut, das 
deutsche Finanzkapital kämpfte darum, im innerimperialis­
tischen Konkurrenzkampf die Nase vorne zu behalten, der 
deutsche Staat unterstützte sie nach Kräften dabei und so 
stecken sie über beide Ohren in der US-Finanzkrise. 

Noch viel härter trifft die Krise die von den Imperialisten 
abhängigen Länder Osteuropas, deren Wirtschaft durch die 
kapitalistische Konterrevolution und die daraus folgenden 
Schockprogramme verwüstet wurde. Ungarn wurde gerade 
mit 20 Milliarden Euro von EU und Internationalem Wäh­
rungsfond (IWF) erstmal vor dem Staatsbankrott gerettet, 
die Ukraine bekommt über 13 Milliarden vom IWF und 
auch Polen und Tschechien droht eine Krise. 

Das Triumphgeheul vom "Tod des Kommunismus", das 
die Bourgeoisie und ihre Ideologen nach der Konterrevolu­
tion angestimmt haben, das Getöse von der angeblichen 
Überlegenheit der Marktwirtschaft, all das klingt nun recht 
hohl, wo die größten Kapitalgesellschaften, Banken und 
Versicherer, am Rande des Bankrotts stehen. Mit der Re­
zession um die Ecke könnte das Gleiche auch bald auf viele 
Industriekonzerne zutreffen. Marx' Kapital wird wieder ge­
lesen. Wie immer, wenn angesichts kapitalistischer Miss­
stände die "Gefahr" besteht, dass sich Arbeiter nach einer 
Alternative zum Kapitalismus umsehen, wird die antikom­
munistische Hetzkampagne gegen die DDR um ein, zwei 
Gänge beschleunigt. So sorgt sich die Frankfurter Allgemeine 
Zeitung: "Mit den Banken scheint auch der Glaube an die 
(soziale) Marktwirtschaft den Bach runterzugehen" , und 
beschwört: "Trotz der Finanzkrise - Nie wieder DDR" 
(7. Oktober). Trotz der stalinistischen Bürokratie verkörper­
te die Planwirtschaft der DDR, die durch die Enteignung 
der Bourgeoisie errichtet worden war, einen historischen 
Fortschritt gegenüber dem Kapitalismus. Hier wurde produ­
ziert, um Bedürfnisse zu befriedigen, und nicht, um Profite 
zu erwirtschaften wie im Kapitalismus. (Für unseren einzig­
artigen Kampf gegen die kapitalistische Wiedervereinigung 
siehe Spartakist-Extrablatt, Revolution vs. Konterrevolution in 
Deutschland 1989/90,4. April 2000.) 

Um die Arbeiterklasse zu beschwichtigen, haben SPD 
und CDU zynisch Bankmanager gerügt und eine Rückkehr 
zu "vernünftigem" Wirtschaften angemahnt. Steinbrück ließ 
in einem Spiegel-Interview (29. September) die Bemerkung 
fallen: "Generell muss man wohl sagen, dass gewisse Teile 
der marxistischen Theorie doch nicht so verkehrt sind." Da­
mit will er seinen Rettungsrnaßnahmen für die Kapitalisten 
einfach ein linkes Mäntelchen umhängen. In dieser Situati­
on versucht DIE LINKE die Arbeiter und Jugendlichen, die 
sich von der SPD abwenden, aufzufangen und im Rahmen 
der bürgerlichen Demokratie zu halten (siehe auch Rücksei­
tenartikel dieser Ausgabe). So stimmte DIE LINKE gegen 
das Rettungspaket, wozu nicht viel gehörte, da von ihrer 
Stimme nichts abhing. Gregor Gysi erklärte am 17. Oktober 
im Bundestag: 

"Können wir nicht zusammen darum ringen, ein Primat 
der Politik über Wirtschaft und Finanzen wiederherzu­
stellen ? Das ist auch eine Kernfrage der Demokratie; 
denn wenn der Vorstand der Deutschen Bank entschei­
det, was der Bundestag und die Bundesregierung zu tun 
haben,und nicht wir entscheiden, was sie zu tun haben, 
dann ist die Demokratie schwer verletzt. Schließlich darf 
die Bevölkerung den Bundestag wählen, aber nicht den 
Vorstand der Deutschen Bank." 
Doch die Krise zerreißt gerade den Schleier der "Demo­

kratie" und legt den Klassencharakter des bürgerlichen 
Staates bloß als Staat der Kapitalistenklasse, ideeller 
Gesamtkapitalist: Zum Nutzen einer Handvoll märchenhaft 
reicher Kapitalisten (die Manager sind lediglich deren aus-
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führendes Instrument) werden die Gewinne pri­
vatisiert, während die Verluste auf Kosten der 
Arbeiterklasse und der gesamten Bevölkerung 
vergesellschaftet werden. Genau das wird hier 
von Gysi vertuscht. 

Da DIE LINKE den Kapitalismus unterstützt, 
hat sie keine Alternative dazu, dass die Bevölke­
rung zugunsten der Banken ausgeplündert wird. 
So begrüßte Oskar Lafontaine grundlegend das 
Rettungspaket: "Aber wenn die Bundesregierung 
sich weigert, für unsere Steuergelder staatliche 
Anteile zu fordern, dann ist das Paket nicht zu­
stimmungsfähig. Zudem müsste längst ein Kon­
junkturprogramm gestartet worden sein" (Stutt­
garter Zeitung oIiline, 20. Oktober). Was die 
staatliche Kontrolle der Banken angeht, so unter­
liegen auch diese den kapitalistischen Gesetzen 
der Finanzmärkte, die die Krise verursacht haben. 
Und das Beispiel der Bayern LB oder der West 
LB zeigt, dass kapitalistische Staatsbanken daher 
nicht weniger Teil der Krise sind als die 
Privatbanken. Wie der Führer der Russischen Re­
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volution von 1917, W I. Lenin, in seinem bahnbre- Zwangsräumung einer Familie in Oakland, Kalifornien 
ehen den Werk Der Imperialismus als höchstes Sta­
dium des Kapitalismus (1916) bemerkte, "ist ein 
Staatsmonopol in der kapitalistischen Gesellschaft lediglich 
ein Mittel zur Erhöhung und Sicherung der Einkünfte für. 
Millionäre aus diesem oder jenem Industriezweig, die dem 
Bankrott nahe sind". 

Und das sieht man plastisch in Berlin, wo der SPD/ 
LINKE-Senat der Bevölkerung ein brutales Sparprogramm 
reinwürgt, um Milliarden in die damalige bankrotte Bank­
gesellschaft Berlin (BGB) zu pumpen, damit die Bonzen 
und Profiteure vorheriger korrupter Landesregierungen ih­
re Gewinne scheffeln können. 2003 verließ der Senat den 
Arbeitgeberverband, um den Flächentarifvertrag im öffent­
lichen Dienst zu brechen. Massiv wurden Löhne gekürzt, 
Arbeitszeiten verlängert. Von damals 145000 Stellen im öf­
fentlichen Dienst sind heute nur noch 109000 übrig, von 
denen in den nächsten zwei Jahren noch mal ca. zehn Pro­
zent vernichtet werden sollen. Beim jetzigen Streik im öf­
fentlichen Dienst versucht der Senat ein Exempel an ver.di 
zu statuieren. Vor 2009 will er sich nicht mal mehr mit der 
Gewerkschaft zu Verhandlungen treffen! Inzwischen wur­

"Wir müssen dafür Sorge tragen, dass ausländische Staats­
fonds nicht europäische Unternehmen aufkaufen. Dazu 
brauchen wir eine abgestimmte Vorgehensweise der Euro­
päer" (Neue Ruhr Zeitung / Neue Rhein Zeitung, 21. Okto­
ber). Das gleiche Programm vertritt die sozialdemokratische 
DGB-Führung, die das Rettungspaket der Regierung für 
die Banken begrüßt und ein Konjunkturprogramm von 
25 Milliarden Euro für die deutsche Industrie fordert. Sol­
cher Nationalismus ist Gift für das Klassenbewusstsein und 
spaltet die Arbeiter entlang nationaler Linien. Sie werden 
vor den Karren der jeweils "eigenen" Bourgeoisie gespannt, 
also genau derjenigen, die die jetzige Krise zu verantworten 
haben. Die Krise verschärft die Rivalitäten zwischen den 
imperialistischen Staaten, deren Bourgeoisien umso verbis­
sener um die Aufteilung der schrumpfenden Absatzmärkte 
kämpfen. Solche Rivalitäten münden letztlich in innerimpe­
rialistische Kriege um eine Neuaufteilung der Welt. 

Wir brauchen harten Klassenkampf, um die Interessen 
der Arbeiterklasse und der armen Bevölkerung gegen die 
kommenden Angriffe zu verteidigen. Dieser Kampf muss 

den die profitablen Teile der BGB 
verkauft, während die 9,7 Mil­
larden Verluste von den Berlinern 
abgezahlt werden dürfen. SPD 
und LINKE machen im Kleinen 
vor, was jetzt im nationalen Rah­
men und weltweit geschieht. 

Spartakist-Diskussionsveranstaltungen 

Was das Konjunkturprogramm 
angeht, so ist das Gerede Lafon­
taines darüber, dass arme Leute 
mehr Geld kriegen sollten, hohles 
Geschwätz. Im Grunde würde ein 
solches Programm -bedeuten, 
nicht nur den Banken, sondern 
auch der Industrie das Geld in 
den Rachen zu werfen. Worum es 
geht, ist nationalistischer Protek­
tionismus, und so begrüßt Lafon­
taine den Vorstoß des konserva­
tiven französischen Präsidenten 
Nicolas Sarkozy, der angesichts 
dramatisch fallender Börsenkurse 
für eine Teilverstaatlichung stra­
tegischer Industriebetriebe in Eu­
ropa eintritt. So sagte Lafontaine: 

Finanzkrise: 
Kapitalismus bankrott! 

SPD/UNKE: Ärzte am Krankenbett des Kapitalismus 
Arbeiter müssen herrschen! 

Für internationale sozialistische Planwirtschaft! 

Hamburg 

Samstag, 15. November, 16 Uhr 
Curiohaus, Rothenbaumchaussee 

15, Hinterhaus, EG 
(Nähe Dammtorbahnhof) 

Berlin 

Samstag, 22. November, 16 Uhr 
Mehringhof, Versammlungsraum, 

Gneisenaustraße 2a 
(U-Bhf. Mehringdamm) 
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internationalistisch sein - die Arbeiter verschiedener Län­
der dürfen sich nicht gegeneinander ausspielen lassen, in 
einer nur abwärts führenden Spirale um die "Wettbewerbs­
fähigkeit" ihrer jeweiligen Ausbeuter. Der nachfolgende 
Artikel erläutert das revolutionäre internationalistische Pro­
gramm, di~ Interessen der arbeitenden Bevölkerung zu ver­
teidigen und hinzuführen zum notwendigen Kampf für den 
Sturz dieses gesamten irrationalen Profitsystems durch sozi­
alistische Revolution. 

WIRKERS "",,,,., 
6. OKTOBER - In der größten Rettungsaktion der US­
Geschichte stimmte das Repräsentantenhaus dafür, über 
700 Milliarden US-Dollar zur Verfügung zu stellen, um die 
"giftigen Anlagen" von Banken und anderen großen Finanz­
instituten aufzukaufen. In diesem Rettungsdeal, von inter­
nationalen Bankiers treffend als "cash for trash" [Bares für 
Müll] bezeichnet, wird die Regierung eine Prämie für den 
"Müll" in den Bank-Büchern bezahlen, VOI: allem für Hypo­
theken-Sicherheiten, bei deren massenhaftem Aufkauf sich . 
Finanziers in spekulativen Machenschaften verzockt haben, 
um am US-Häusermarkt zu Barem zu kommen. Als diese 
Blase platzte, fingen Bankiers an, bei der Kreditvergabe an 
Geschäfte, Konsumenten und sogar ihresgleichen stark zu 
kürzen, was eine noch tiefere Wirtschaftskrise hätte auslö­
sen können. Die Republikaner und Demokraten, die zwar 
zynischerweise die "Gier" an der Wall Street geißelten, 
sprangen jedoch mit ihrer aus Steuergeldern bezahlten Sub­
vention von fast einer Billion Dollar ein, um die Verluste der 
Ausplünderer im Banken- und Finanzsektor auszugleichen. 
Durch diesen Deal erhält US-Finanzminister Henry Paulsen 
- der selber fast eine halbe Milliarde Dollar während des 
Häuserbooms einstrich, als er noch Chef von Goldman 
Sachs war - fast uneingeschränkte Vollmachten, weitere 
Milliarden an die Wall-Street-Bonzen auszuteilen. 

Bürgerliche Ökonomen und Medienexperten beschwo­
ren das Gespenst der Weltwirtschaftskrise der 30er-Jahre 
und bestanden darauf, dass die Rettung der Wall Street der 
Preis sei, den jeder zahlen müsse, um die Stabilität wieder­
herzustellen. Jedoch glaubt so gut wie keiner, dass das Ret­
tungspaket viel für die Wirtschaft tun wird; die Aktienkurse 
stürzen weiter, und Kredite werden noch spärlicher. Man 
braucht nicht Die Sopranos zu gucken, um Erpressung zu 
erkennen, wenn sie einem ins Gesicht starrt. 

Die Arbeiterklasse, die Armen und Unterdrückten müs­
sen sich vor allerlei Unheil fürchten, während die Krise auf 
ihrem Rücken ausgetragen wird. Zwangsvollstreckungen 
fegen durchs ganze Land in einem Ausmaß, wie man es seit 
der Krise in den 30er-Jahren nicht mehr gesehen hat. Die 
weit verbreitete Zerstörung ganzer Rentenpläne bedeutet, 
dass viele zusehen müssen, wie die Rentenanlagen, die in 
Aktien und auf anderen Konten angelegt wurden, sich in 
Luft auflösen. Ein Artikel in der New York Times vom 
30. September legte nahe, dass Menschen, die kurz vor der 
Rente stehen, sich doch überlegen sollten, ein paar Jahre 
länger zu arbeiten, damit die "Zauberkraft des Marktes" ih­
re angeblichen Wunder vollbringt. Ein paar Tage später 
wurde bekannt gegeben, dass es im September nun zu dem 
größten monatlichen Verlust an Arbeitsplätzen seit fünf 
Jahren gekommen war - 159 000 Jobs gingen verloren. Hin­
zu kommen die etwa 600000 Jobs, die allein seit Beginn des 
Jahres verschwunden sind. Über 6,1 Millionen Menschen 
arbeiten Teilzeit, weil ihre Arbeitszeit gekürzt wurde oder 
sie keine Vollzeit-Beschäftigung finden konnten. Und jene, 
die noch eine Arbeit haben, rutschen mit jedem Tag tiefer in 
die Schuldenfalle, während sie versuchen, irgendwie zurecht 
zu kommen ~ die Miete oder die Hypothek zu bezahlen, 
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Lebensmittel und Benzin zu kaufen, Kreditkarten- und an­
dere Schulden zu tilgen, Rechnungen und Abzahlungen fürs 
Auto zusammenzubringen. 

Im ganzen Land sind arbeitende Menschen darüber 
empört, dass ihre Steuergelder in die Taschen derjenigen 
wandern, die für ihren Ruin verantwortlich sind. Populisti­
sche Appelle an diese Stimmung kamen weniger von den 
Demokraten, die sich meist gerne als die "Freunde des klei­
nen Mannes" ausgeben, als von den republikanischen Kon­
gressabgeordneten. Republikanische Stimmen waren es, die 
anfänglich den Rettungsplan zu Fall brachten, was zum 
größten Tagesverlust des Dow-Jones-Aktienindex in seiner 
Geschichte führte. Die republikanischen Tiraden gegen 
"Regierungseinmischung" gelten schon lange in diesem 
Land als Codewort für den Abbau sämtlicher sozialer Maß­
nahmen, die irgendwie der Arbeiterklasse, Schwarzen, Im­
migranten, Armen, Kranken und Senioren zugute kommen. 

Seit der konterrevolutionären Zerstörung der Sowjet­
union 1991/92 haben die amerikanischen Herrscher den an­
geblichen "Tod des Kommunismus" gefeiert. Dabei sind sie 
über die Gewerkschaften hergefallen, haben die Ausbeu­
tungsrate der Arbeiterklasse hochgetrieben und das Leben 
der Armen unerträglich gemacht, besonders das der enteig­
neten schwarzen Menschen in den Innenstädten. Jetzt stel­
len die republikanischen Kongressabgeordneten das Ret­
tungsprogramm der Regierung für jene, die sich massiv auf 
Kosten der Arbeiterklasse und der Armen bereicherten, als 
- in den Worten des texanischen Republikaners Jeb Hensar­
ling - "die schiefe Bahn zum Sozialismus" dar! 

Die gegenwärtige Finanzkrise ist ein überzeugendes Ar­
gument für eine durchgreifende sozialistische Revolution in 
diesem Land, eine Revolution, die die Banken, Fabriken, 
Bergwerke, Hütten und andere Produktionsmittel aus den 
Händen der Kapitalisten reißt, die den Reichtum, der von 
der Arbeiterklasse erzeugt wird, aneignen und verprassen. 
Im Gegensatz zu sozialdemokratischen Reformisten wie die 
International Socialist Organization (ISO), deren Aufruf, 
die Banken zu verstaatlichen, eine eigene Version eines Ret­
tungsprogramms der Regierung ist, reden wir nicht davon, 
diejenigen zu entschädigen, die das Land in den Ruin getrie­
ben haben. Die ISO jammert: "Was wirklich in dieser Krise 
erforderlich ist, ist eine vollkommen andere Art von Inter­
vention seitens der Regierung" (Socialist Worker online, 
1. Oktober). Was wirklich gebraucht wird, ist eine völlig an­
dere Form der Regierung, eine Regierung der und für die 
Arbeiterklasse. Der Kapitalismus kann erst durch eine pro­
letarische Ergreifung der Staatsrnacht niedergerungen wer­
den, die das Privateigentum an Produktionsmitteln abschafft 
und eine geplante sozialistische Wirtschaft einführt. Erst 
dann werden der Reichtum und die Produktionskapazitäten 
der Gesellschaft benutzt werden, um die Bedürfnisse der 
Mehrheit zu befriedigen und nicht die Profite einiger Weni­
ger. 

Die Arbeiterklasse ist die einzige objektiv revolutionäre 
Klasse in der kapitalistischen Gesellschaft; mit ihren Hän­
den an den Produktionsmitteln hat sie die soziale Macht 
und das Interesse, dieses zutiefst unmenschliche System in 
einer sozialistischen Revolution hinwegzufegen. Das we­
sentliche Problem jedoch ist das politische Bewusstsein. Es 
ist für amerikanische Arbeiter ganz üblich, sich als Angehö­
riger der "Mittelklasse" zu charakterisieren. Dieses falsche 
Bewusstsein wird in die Arbeiterklasse durch die pro"kapita­
list ische Gewerkschaftsbürokratie hineingetragen und von 
der reformistischen Linken verstärkt, die entweder offen 
oder hinter vorgehaltener Hand den kapitalistischen Politi­
kern, die das "kleinere Übel" darstellen, Unterstützung ge­
ben. Arbeitende Menschen brauchen ihre eigene Partei, ei­
ne revolutionäre Arbeiterpartei, die den Kämpfen der 
Arbeiterklasse eine bewusste Führung gibt, nicht nur um 



November 2008 

AP 

ihre jetzigen Bedingungen zu verbessern, sondern um das 
ganze System der kapitalistischen Lohnsklaverei abzuschaf­
fen. Wir sind aus Prinzip gegen jegliche politische Unter­
stützung für irgendeinen kapitalistischen Politiker - Barack 
Obama, John McCain oder Cynthia McKinney - Demokrat, 
Republikaner, Grüne oder "Unabhängig". Brecht mit den 
Demokraten! Für eine Arbeiterpartei! 

Die Fesseln der Klassenzusammenarbeit 
In einer Presseerklärung vom 19. September erklärte 

John Sweeney, der Präsident des AFL-CIO-Gewerkschafts­
Dachverbands, der Kongress müsse absolut "sicherstellen, 
dass der Plan der Regierung nicht nur Wall Street aus der 
Klemme hilft, sondern auch auf den wahren Schmerz der 
kleinen Leute reagiert", wobei "permanente Lösungen im 
Wirtschafts programm von Barack Obama gefunden werden 
können". Die Unterstützung der Gewerkschaftsbürokratie 
für die Demokratische Partei ist ein zentraler Ausdruck ih­
rer Loyalität gegenüber dem amerikanischen Kapitalismus. 
Sie hat lange schon die Kampfkraft der organisierten Arbei­
ter geschwächt, indem sie die Gewerkschaften an eine Partei 
fesselt, die genauso wie die Republikaner die Interessen des 
kapitalistischen Klassenfeindes vertritt. Der Preis dieser 
Politik sind nicht einfach oder gar hauptsächlich die Millio­
nen, die den Demokraten zu Wahlkampfzeiten zugeschoben 
werden, sondern die brutalen Angriffe auf den Lebensstan­
dard der Arbeiterklasse, die ganze Zerstörung von gewerk­
schaftlich organisierten Jobs, der Abbau der Gesundheits­
versorgung, das Elend in den Ghettos und die massive 
Einkerkerung von Schwarzen, die rassistischen Razzien und 
Abschiebungen von Immigranten. 

Vom Parkett des Senats, wo er sich zu jenen gesellte, die 
für das Rettungspaket stimmten, rief Obama angesichts des 
finanziellen GAUs zu einer Versöhnung der Ausgebeuteten 
und Ausbeuter auf: 

"Wir alle müssen Opfer bringen. Wir alle müssen unser 
Gewicht in die Waagschale werfen, denn jetzt, mehr als 
jemals zuvor, stecken wir alle gemeinsam in dieser Situa­
tion. Das gehört mit zu den Lehren dieser Krise. Denn 
letzten Endes gibt es keine wirkliche Trennung zwischen 
Wall Street und der kleinen Leute. Es gibt nur den Weg, 
den wir gemeinsam als Amerikaner beschreiten." 
Obama ist der erste schwarze Kandidat mit wirklichen 

Aussichten, zum Oberbefehlshaber des US-Imperialismus 
gewählt zu werden, was bisher in diesem zutiefst rassisti­
schen Land so gut wie undenkbar war. Die gewaltsame Un­
terwerfung der Mehrheit der schwarzen Bevölkerung ganz 
unten in der Gesellschaft war und ist immer noch ein zen-
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Oben: Obdachlose in Las Vegas. Links: Turnhalle des 
Staatsgefängnisses in San Quentin mit fast 400 Häftlingen. 
Überfüllte Gefängnisse sind charakteristisch für verfau­
lenden amerikanischen Kapitalismus 

traler Grundstein des amerikanischen Kapitalismus. Und 
seine Siegeschancen mögen gut und gern einen Auftrieb 
durch die Krise an der Wall Street erhalten haben. Die Fas­
sade der Demokratischen Partei als "Freund" der Arbeiter 
und Schwarzen hat sie historisch zur Partei gemacht, die die 
amerikanische Bourgeoisie am liebsten in Krisenzeiten am 
Steuer sieht - entweder bei der Mobilmachung zum Krieg 
oder mit Appellen, im "Interesse der Nation" den Gürtel 
enger zu schnallen. Dieser Zustand wurde durch die zuneh­
menden Antipathien in der Bourgeoisie für die geistesge­
störten Fundamentalisten der Republikanischen Partei im 
und außerhalb des Weißen Hauses weiter genährt. Ein Arti­
kel in der New York Times vom 3. Oktober bemerkte: "In 
diesem Kampagnenzyklus verloren die Republikaner weiter 
an Boden, was die Parteizugehörigkeit von Wählern angeht, 
besonders bei Wählern mit hohem Einkommen und jenen, 
die sich als Fachleute und Manager bezeichnen. Noch mehr 
als 2006 bevorzugen Spender aus Unternehmen die Demo­
kraten." 

Obama lässt McCain weit hinter sich, was Spenden von 
Hedgefonds-Managern, Anlagen- und Investment-Häusern 
und Geschäftsbanken betrifft - d. h. von denselben stinkrei­
chen Spekulanten, deren Schulden aus Fehlspekulationen 
am Häusermarkt jetzt von den Steuerzahlern abgezahlt wer­
den. Sie rechnen damit, und das nicht ohne Grund, dass eine 
Administration unter der Demokratischen Partei fähiger 
sein würde, den Deckel auf sozialem Unmut zu halten, in­
dem sie derselben zermalmenden Unterdrückung und Aus­
beutung, die von den Republikanern so blendend umgesetzt 
wird, ein netteres Gesicht verpasst. Einige beziehen sich da­
bei auf die Wahlen von 1932 - mitten in der Weltwirtschafts­
krise -,. die den Demokraten Franklin Delano Roosevelt 
(FDR) an die Macht brachte. Nur reden die Demokraten 
heutzutage nicht von einem "New Deal". Alles, was jetzt 
angeboten wird, ist ein "harter Deal" für die Arbeiterklasse, 
der die Ausgebeuteten und Unterdrückten für die Verbre­
chen des Kapitalismus zahlen lässt. 

Es ist ja sowieso einfach ein liberaler Mythos, der "New 
Deal" von FDR hätte die USA aus der Weltwirtschaftskrise 
der 30er-Jahre herausgezogen. Die amerikanische Wirt­
schaft erreichte das Niveau von den Jahren vor 1929 erst, als 
das imperialistische Abschlachten des Zweiten Weltkriegs 
die Kriegsindustrie auf Hochtouren laufen ließ. Der "New 
Deal" war allerdings darin erfolgreich, dass er einer proleta­
rischen sozialistischen Bewegung zuvorkam. In den 30er­
Jahren kämpften amerikanische Arbeiter in harten Klassen­
schlachten erstmals für die Massenorganisierung in 
Industriegewerkschaften. Jedoch wurde diese keimende 
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Radikalisierung der Arbeiter von den Stalinisten und Sozial­
demokraten, die an der Spitze dieser Gewerkschaften stan­
den, in FDRs Demokratische Partei hineingeleitet. 

Heute wird der Preis für die Treue der Gewerkschafts­
bonzen gegenüber den Demokraten sichtbar in der Verwüs­
tung vieler dieser Industriegewerkschaften, die in den 
Schlachten der 30er-Jahre geschmiedet wurden. Der Verlust 
von Abermillionen Jobs in der Fertigung seit Beginn der 
Deindustrialisierung Amerikas vor 30 Jahren trifft die 
schwarze Bevölkerung am härtesten. Der Arbeitsplatzabbau 
in der Produktion brachte einen parallelen Anstieg der Ge­
fängnisbevölkerung mit sich, als überwiegend schwarze und 
lateinamerikanische Jugendliche im rassistischen "Krieg ge­
gen Drogen" verhaftet und eingekerkert wurden. Einst eine 
Reservearmee von Arbeitskräften für die amerikanischen 
Kapitalisten, werden die Bewohner der Ghettos zunehmend 
als überflüssige Bevölkerung verdammt, die es nicht einmal 
"wert" sei, selbst die mieseste Sozialhilfe von den kapitalisti­
schen Herrschern zubekommen, die ihre Arbeitskraft nicht 
mehr benötigen. 

Es war der demokratische Präsident Bill Clinton, der 
"Sozialhilfe, so wie wir sie kennen", beendete und alleiner­
ziehende Mütter und deren Kinder zu unaussprechlicher 
Armut und Hunger verurteilte. Jetzt bläst Obama ins selbe 
Horn und verurteilt junge schwarze Männer als "deadbeat 
dads" [verantwortungslose Väter], die ihre nichtvorhande­
nen Gürtel enger schnallen sollen. Die offizielle Arbeitslo­
senquote für Schwarze liegt bei 11,4 Prozent, doch laut 
manchen Ökonomen beträgt die tatsächliche Arbeitslosen­
rate für alle Schwarzen im arbeitsfähigen Alter in diesem 
Land unfassbare 42 Prozent! In einigen überwiegend schwar­
zen und lateinamerikanischen Vierteln in Süd-Chicago und 
auch im Großraum Detroit wurde bzw. wird gerade jeder 20. 
Haushalt zwangsvol1streckt. Die Antwort der Demokraten 
und der Republikaner ist die Verurteilung derer, die mit 
minderwertigen Hypotheken und anderen Kreditbetrüge­
reien reingelegt wurden, sie würden "auf zu großem Fuße 
leben." 

Genug! Die Situation schreit nach Klassenkampf gegen 
die Angriffe der kapitalistischen Herrscher. Die Arbeiter 
brauchen eine kämpfende Führung, die die Macht der mul­
tirassischen Arbeiterklasse entfesselt in einem Kampf nicht 
nur für ihre eigenen Interessen, sondern auch für die Rechte 
der Schwarzen und die Verteidigung von Immigranten. Das 
heißt zuallererst, die von den gegenwärtigen Irreführern der 
Arbeiterklasse geschmiedeten Ketten, durch die sie an ihre 
Ausbeuter gefesselt-wird, zu sprengen. 

Die Politik, die Demokratische Partei als das "kleinere 
Übel" zu sehen, hat nur dem Zweck gedient, die rassistische 
Hölle des kapitalistischen Amerikas aufrechtzuerhalten, wo 
die immer brutalere Ausbeutung der Arbeiter durch ras­
sische und ethnische Spaltungen angeheizt wird. Obwohl 
Obama kaum Raum für Illusionen bietet, seine Wahl würde 
auf irgendeine Weise die Lebensbedingungen für Schwarze 
in diesem Land verbessern, hegen dennoch viele die Illusi­
on, dass ein schwarzer Präsident zumindest die verkrusteten 
Rassenbeziehungen in diesem Land aufbrechen wird. Man 
muss nur auf die vielen schwarzen Demokraten schauen, die 
in Großstädten zu Bürgermeistern gewählt wurden. Ihr Job 
war es, die arbeitenden Menschen und Schwarzen unten zu 
halten - diese Rolle hat der ehemalige New Yorker Bürger­
meister David Dinkins so ausgedrückt: "Wenn es von mir 
kommt, werden sie es schlucken." Obama will einfach Auf­
seher über die gesamte Plantage werden. 

Schwarze Arbeiter sind ein wesentlicher Bestandteil der 
organisierten Arbeiterbewegung und sind in strategisch 
wichtigen Sektoren der Arbeiterklasse integriert. Der Weg 
zur Freiheit für Schwarze und zur Emanzipation der gesam­
ten Arbeiterklasse kann nur durch die Zerstörung des ame-
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rikanischen Kapitalismus, in dem die Unterdrückung der 
Schwarzen seine Wurzeln hat, verwirklicht werden. Erst 
wenn die Arbeiterklasse die Wirtschaft den kapitalistischen 
Ausbeutern entrissen und auf sozialistischer Grundlage um­
organisiert hat, ist damit die materielle Grundlage für die 
volle Gleichheit und Integration der schwarzen Menschen 
geschaffen. Für eineklassenkämpferische Führung der Ge­
werkschaften! Für Schwarzenbefreiung durch sozialistische 
Revolution! Die, die arbeiten, müssen herrschen! 

Der Mythos der "Regulierung" 
Es ist jetzt zur Binsenweisheit geworden, besonders in li­

beralen Kreisen, den Zusammenbruch an der Wall Street 
auf unzulängliche Regulierung seitens der Regierung zu­
rückzuführen und diese unzulängliche Regulierung wieder­
um auf den angeblichen Glauben der Republikaner an den 
"Fundamentalismus des freien Marktes". In einem Leitarti­
kel der New York Times vom 20. September heißt es: 

"Diese Krise ist das Ergebnis eines gewollten und syste­
matischen Versagens der Regierung, die Aktivitäten von 
Bankiers, Kreditgebern, Hedgefonds, Versicherern und 
anderer Spieler am Markt zu regulieren und zu beobach­
ten. Sie alle spielten einen hochriskanten Poker mit dem 
Finanzsystem, aber ohne hinreichende Transparenz, Auf­
sicht und Überwachung." 
Auf ähnliche Weise griff Obama seinen republikanischen 

Rivalen in der Debatte am 26. September an und zeterte: 
"Das ist der letztendliche Urteilsspruch über acht Jahre ver­
fehlter Wirtschaftspolitik, die von George Bush gefördert 
und von Senator McCain unterstützt wurde - die Theorie, 
die im Grunde besagt, dass wir Regeln zerreißen können." 

In Wirklichkeit gehört ein Spekulationsrausch, der un­
ausweichlich zusammenbricht; zum Wesen des Kapitalis­
mus. Ein Beispiel wäre der Südseeschwindel von 1720 in 
England, als wild gewordene Spekulationen mit Aktien der 
South Sea Company zu einem Finanzkollaps führten, dessen 
Einfluss international spürbar war. (Der 2002 erschienene 
Roman Die Papierverschwörung von David Liss ist eine gute 
Lektüre zu diesem Thema.) Man muss nur auf die letzte 
große Finanzkrise in den USA zurückschauen, den Kollaps 
des Dotcom-Börsenbooms 2000/2001. In diesem Fall blähte 
sich die Spekulationsblase unter der demokratischen Clin­
ton-Administration auf, und nicht unter einem republika­
nischen Weißen Haus. Die wild wuchernde Inflation von 
Finanzwerten - was Marxfiktives Kapital nannte - konzent­
rierte sich auf Unternehmensaktien und nicht auf 
neumodische exotische Wertpapiere wie CDOs (Collatera­
lized Debt Obligations) und CDSs (Credit Default Swaps). 

Transaktionen auf dem Aktienmarkt waren und sind von 
der Securities and Exchange Commission [US-Börsenauf­
sichtsamt] hochgradig reguliert. Dennoch wurden auf dem 
Höhepunkt der Blase des Jahres 2000 die Aktien der Fir­
men, die im S&P 500 Index geführt werden, 36-mal höher 
bewertet als der durchschnittliche Gewinn dieser Firmen in 
den fünf vorhergehenden Jahren. Das sogenannte Kurs-Ge­
winn-Verhältnis war auf dem höchsten Niveau des ganzen 
Jahrhunderts. Als der Kollaps kam, wurde mehr als ein Drit­
tel des Papierwerts auf dem Aktienmarkt vernichtet. Dann 
kam eine Rezession, weil die Ausgaben von Firmen für neue 
Ausrüstung und Produktionsanlagen abstürzten und die Be­
schäftigung in drei aufeinünderfolgenden Jahren stark zu­
rückging. 

In allen modernen kapitalistischen Ländern ist die allge­
meine Bereitstellung von Geld und Krediten durch Maßnah­
men der jeweiligen Zentralbank geregelt. Keine dauerhafte 
Spekulationsblase - ob sie nun auf Unternehmensaktien 
oder hypothekengestützten Sicherheiten basiert - kann hin­
ter dem Rücken der Zentralbank entstehen. Und die Fede­
ral Reserve [Fed], die US-Zentralbank, half mit ihrer Politik 



November 2008 

des "leichten Geldes", den ersten Aktien­
boom und dann die Immobilienblase anzuhei­
zen. Als die dann platzte, flutete die Fed die 
Finanzmärkte mit Geld. Bis 2003 senkte sie 
die Leitzinsen für kurzzeitige Darlehen an die 
Mitgliedsbanken von 6,5 auf 1 Prozent - die 
niedrigste Rate seit einem halben Jahrhun­
dert. Während des größten Teils dieser Perio­
de lag die sogenannte Federal funds rate [Ta­
gesgeldsatz zwischen den Banken] unterhalb 
der laufenden Inflationsrate. Das bedeutete 
nichts anderes, als dass die Regierung Geld -
und zwar so viel wie sie wollte - kostenlos an· 
die Finanziers der Wall Street aushändigte. 
Kein Wunder also, dass diese es dann rück­
sichts- und hemmungslos ausgaben. 
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Ende 2004 warnte der Londoner Econo­
mist, dass Amerikas "Politik des leichten 
Geldes über ihre Grenzen hinausgeschossen 
ist" und "in Aktienkurse und Häuser auf der 
ganzen Welt fließt, wodurch eine Reihe von 
Vermögenswertblasen entsteht". Fast alle eu­
ropäischen Länder wurden mit spekulativen 
Blasen infiziert, und zwar ungeachtet des poli­
tischen oder ideologischen Charakters ihrer 

NewYork, 27. September: "Helft den Menschen aus der Klemme, nicht 
den Banken!" Reformisten schüren Illusionen bei Protest, Kapitalis­
mus könne Interessen von Arbeitern und Unterdrückten dienen 

Regierungen oder besonderer Gesetze und Praktiken, die 
deren Finanzmärkte regulieren. Länder wie Spanien, die von 
sozialdemokratischen Parteien regiert wurden, machten eine 
noch extremere Inflation bei Immobilien durch als die USA. 

Jetzt stehen diese und andere europäischen Länder vor 
dem Tag der Abrechnung. Im letzten Herbst ging eine große 
britische Bank, Northern Rock, die sich auf Hypothekendar­
lehen spezialisierte, bankrott und musste von der Regierung 
übernommen werden. In den letzten paar Wochen waren 
die Regierungen Frankreichs, Belgiens und der Niederlande 
mit "Rettungs"aktionen für zwei Großbanken beschäftigt -
Dexia und Fortis. Die schweizerische UBS - eine der größ­
ten Banken der Welt - ist durch starke Verluste angeschla­
gen, und jetzt spricht man über eine Rettung dieses Titans. 
Die deutsche Regierung kündigte an, dass sie alle privaten 
Ersparnisse mit einer Bürgschaft von über 500 Milliarden 
Euro absichern würde, nachdem eine Gruppe von Banken 
sich aus einem Deal verabschiedete, der die große deutsche 
Hypothekenbank Hypo Real Estate mit über 35 Milliarden 
Euro retten sollte. Thomas Mayer, Chefökonom der Deut­
schen Bank, beklagte: "In der heutigen Zeit dehnt sich ein 
Bankensturm auf die ganze Welt und nicht nur einen Häu­
serblock aus." Zu behaupten, dass die gegenwärtige interna­
tionale Finanzkrise durch mehr Regulierung und bessere 
Aufsicht von Washington hätte verhindert werden können, 
ist genauso unsinnig wie ein Argument, dass die Zerstörung 
durch eine 30 Meter hohe Tsunami-Welle hätte verhindert 
werden können, wenn man eine zwei Meter hohe Mole ei­
nen Meter höher gebaut hätte. 

Auf politischer Ebene sind die westeuropäischen imperi­
alistischen Herrscher hin- und hergerissen zwischen ihrer 
Besorgnis über die Folgen des Zusammenbruchs der Wall 
Street und der Schadenfreude über die plötzliche Schwä­
chung ihres amerikanischen imperialistischen Rivalen. Eine 
kürzliche Studie des deutschen Wirtschaftsministeriums 
spricht von einem "merklich verschlechterten außenwirt­
schaftlichen Umfeld". Auf der hämischen Seite (die nicht 
allzu lange hielt) steht ein von der führenden deutschen bür­
gerlichen Zeitschrift Der Spiegel online [auch auf englisch] 
veröffentlichter langer Artikel mit dem Titel "Das Ende der 
Arroganz: Amerika verliert seine dominante wirtschaftliche 
Rolle": 

"Der amerikanische Turbokapitalismus mit seinem Drei­
satz aus billigem Geld, freien Märkten und zweistelligen 

Gewinnmargen hat im vergangenen Vierteljahrhundert 
weltweit die wirtschaftlichen Standards gesetzt. Jetzt ent­
puppt er sich als gigantisches Schneeballsystem, dessen 
krachender Zusammenbruch zugleich die weltpolitische 
Stellung der USA erschüttert." [Der Spiegel, 29. Septem­
ber - die ursprüngliche deutsche Überschrift lautet: "Der 
Preis der Überheblichkeit. Eine Wirtschaftskrise verän­
dert die Welt"] 
Der gegenwärtige wirtschaftliche Zusammenbruch de­

moliert die von verschiedenen liberalen und radikalen Ideo­
logen verkaufte Vorstellung einer neuen Ära der "Globali­
sierung", wonach die kapitalistische Herrschaft den Rahmen 
des Nationalstaats überschritten hätte und Institutionen wie 
die Weltbank und der Internationale Währungsfonds zu ei­
ner Art kapitalistischen Weltregierung geworden seien. Ge­
genwärtig überschlagen sich die nationalen Bourgeoisien 
verschiedener kapitalistischer Länder, einschließlich derje­
nigen im Konsortium der Europäischen Union, um ihre ei­
genen wirtschaftlichen Interessen zu sichern. Irlands kürz­
liche Maßnahme, für die Schulden und Guthaben seiner 
sechs größten Banken zu bürgen, rief den Zorn der bri­
tischen New-Labour-Regierung hervor, die sich um den 
Verlust von Anlegern bei ihren eigenen Banken sorgte, weil 
es die Leute in grünere Gefilde zog. 

Ein Artikel auf der Website der Financial Times vom 
3. Oktober bemerkte, dass das "Fehlen einer einheitlichen 
Regulationsstruktur und einer koordinierten europäischen 
Antwort einige Regierungen dazu führte, einseitig zu han­
deln, um ihre Banken zu schützen, obwohl sie damit riskier­
ten, ihre Nachbarn wütend zu machen". Im selben Artikel 
wird Willem Buiter zitiert, ein Professor an der London 
School of Economics, der in seinem Financial-Times-Blog 
schrieb: "Die irische Bürgschaft ist die schrillste Provokati­
on, um seinen Nachbarn an den Bettelstab zu bringen, seit­
dem Armeen im Mittelalter mit der Beulenpest infizierte 
Leichen in die von ihnen belagerten Städte katapultierten." 
Inzwischen haben die Holländer ihren Teil des Deals mit 
Belgien, Fortis zu retten, zerrissen und erklärt, dass sie diese 
Gelder dafür ausgeben werden, die volle Kontrolle über die 
Geschäfte der Bank in den Niederlanden zu übernehmen. 

Der Mythos der "Globalisierung" baute auf der liberal­
pazifistischen Vorstellung auf, die Kapitalisten bräuchten 
keine Staatsrnacht - d. h. Formationen bewaffneter Men­
schen -, um ihre Interessen sowohl gegen die Ausgebeute-



12 

. ten im eigenen Land als auch gegen kapitalistische Rivalen 
in anderen Ländern zu verteidigen. Da die Welt heute wie­
der einmal von einer Wirtschaftskrise geschüttelt wird, spit­
zen sich die Rivalitäten zwischen den imperialistischen 
Mächten, die schon zweimal zu einem Weltenbrand führten, 
wieder zu. Der tödliche Chauvinismus der Irreführer der 
Gewerkschaften, mit dem sie gegen ausländische Konkur­
renz "amerikanische Jobs verteidigen" - auch gegen den 
chinesischen deformierten Arbeiterstaat, wo die Kapitalis­
tenherrschaft durch die Revolution von 1949 gestürzt wurde 
-, dient lediglich dazu, die Interessen der amerikanischen 
imperialistischen Herrscher gegen die Arbeiterklasse im In­
und Ausland zu verteidigen. Die Verteidigung der Klassen­
interessen des Proletariats muss von dem Programm der in­
ternationalen Solidarität und des Kampfes durchdrungen 
sein, den Karl Marx und Friedrich Engels vor über 160 Jah­
ren auf das Banner der kommunistischen Bewegung schrie­
ben: Proletarier aller Länder, vereinigt Euch! 

Reform kontra Revolution 
In einem Leitartikel "Why not a bailout for the rest of 

us?" [Warum hilft niemand dem Rest von uns aus der Klem­
me?] (Socialist Worker, 1. Oktober) ruft die International 
Socialist Organization dazu auf, "dem Wall-Street-Casino 
das hochriskante Glücksspiel zu verbieten". Das erinnert an 
den Gendarmen in Casablanca, der erklärte, dass er "scho­
ckiert" sei, in Ricks Casino Glücksspiel vorzufinden. Doch 
ist dies nur ein Ausdruck davon, dass die ISO Werbung für 
die angeblich der kapitalistischen Klassenherrschaft inne­
wohnende Demokratie macht, die ausreichender Druck 
vom "Volk" dazu bringen könne, den Interessen der Arbei­
terklasse und der Unterdrückten zu dienen. 

Für den Fall, dass jemand den Aufruf des Leitartikels zur 
Verstaatlichung des Bankensystems mit einem Angriff auf 
die bürgerliche Herrschaft verwechseln könnte, beeilt sich 
die ISO hinzuzufügen: "Verstaalichte Banken sind nichts 
Neues. Für einen Großteil der zweiten Hälfte des 20. Jahr­
hunderts waren sie in Westeuropa die Norm - und sie blie­
ben erzkapitalistische Institutionen." Kein Scherz! Aus dem 
Munde reformistischer Massenparteien in Europa, wie z. B. 
der alten Labour Party in Britannien, waren Aufrufe zur Ver­
staatlichung typisch erweise nichts anderes als ein Rezept zur 
Rettung von bankrotten Unternehmen und Finanzinstituten. 
In diesem Licht gibt sogar die ISO zu: "Es ist schwierig, die 
kürzlichen Abenteuer der Regierung in der Bankenindustrie 
anders als mit Verstaatlichung zu beschreiben." 

Um eine Verwechslung ihrer eignen Vorschläge mit dem 
700 Milliarden Dollar schweren Rettungspaket der US­
Regierung" zu vermeiden, argumentiert die ISO: "Ein 
wirtschaftlicher Rettungsplan zu arbeiterfreundlichen 
Bedingungen würde viel mehr beinhalten als nur die Ver­
staatlichung der Banken." Dem folgt ein Wunschzettel von 
nützlichen Programmen wie der Aussetzung von Zwangs­
versteigerungen, Schaffung von Arbeitsplätzen, öffentliche 
Arbeiten, um Schulen und Wohnungen in den Innenstädten 
wieder aufzubauen, und so weiter. Das Ganze wird von der 
Workers World Party (WWP) in ihrem Artikel "Handout to 
the Rich Ignites People's Anger" [Verteilung an die Reichen 
entfacht die Wut des Volkes] (Workers World, 1. Oktober) 
nachgeplappert. Dort fordern sie "ein Einfrieren aller Be­
triebsschließungen und Entlassungen ... und eine Senkung 
von Sprit-, Lebensmittel- und Wohnnebenkosten" sowie je­
de Menge anderer guter Sachen. Ginge es nach den Träu­
men der ISO oder der WWp, könnten und würden alle diese 
Forderungen irgendwie vom kapitalistischen Staat zum Ge­
setz gemacht werden. W I. Lenin, der Führer der bolsche­
wistischen Revolution von 1917, schrieb vor fast einem 
Jahrhundert, dass das Parlament "in der bürgerlichen Demo- " 
kratie nie über die wichtigen Fragen entscheidet: diese Fra-
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gen werden von der Börse, von den Banken entschieden". 
Die WWP gibt sogar Ratschläge: "genau genommen 

würde von einem kapitalistischen Gesichtspunkt Hilfe für 
die Hausbesitzer schlechte Schulden in bezahlbare Schulden 
umwandeln. Das würde tatsächlich die finanzielle Krise des 
Systems lindern." Dennoch ist die WWp, im Unterschied 
zum ISO-Leitartikel, wenigstens in der Lage die Worte aus­
zusprechen, dass die gegenwärtige Krise ein Produkt des 
kapitalistischen Systems der Produktion für Profit ist. Sie 
ruft sogar zum "Kampf" auf als dem "einzigen Weg, durch 
den ein wirklicher, tiefgreifender Wandel stattfinden kann". 
Doch damit die Arbeiterklasse, die Schwarzen und die Ar­
men das Geld in die Hand bekommen können, das für Ar­
beit, Bildung und Gesundheitsversorgung sorgt, muss die 
Macht der Bourgeoisie gebrochen werden, die den Reich­
tum besitzt, der von der Arbeit derer, die ihn produziert ha­
ben, gestohlen wurde. 

Im Übergangsprogramm, dem am Vorabend des Zweiten 
Weltkriegs geschriebenen Gründungsdokument der Vierten 
Internationale, stellte der bolschewistische Führer Leo 
Trotzki eine Reihe von Forderungen auf, die darauf ab­
zielten, von den Kämpfen der Arbeiterklasse eine Brücke 
hin zu dem Verständnis zu bauen, dass es notwendig ist, das 
zerfallende und anarchische kapitalistische Profitsystem zu 
stürzen. Um der Ausbeutung, dem Raub und dem Betrug 
der kapitalistischen Eigentümer und dem Schwindel der 
Banken die Maske vom Gesicht zu reißen, argumentierte er, 
dass die Arbeiter von den Kapitalisten fordern sollten, ihre 
Bücher zu öffnen, um "die Kulissenschiebereien und Gau­
nereien der Banken und Trusts aufzudecken und schließlich, 
vor den Augen der gesamten Gesellschaft die unsägliche 
Vergeudung menschlicher Arbeit offenzulegen, die das Er­
gebnis der kapitalistischen Anarchie und der wilden Jagd 
nach Profit ist". Er bemerkte: "Der Imperialismus bedeutet 
die Herrschaft des Finanzkapitals." Während Trotzki die 
Forderung nach Enteignung der Banken aufstellte, argu­
mentierte er, dies würde "jedoch nur dann diese günstigen 
Ergebnisse zeitigen, wenn die Staatsrnacht selbst aus den 
Händen der Ausbeuter vollständig in die Hände der Arbei­
terschaft übergeht". Angesichts der Massenarbeitslosigkeit 
rief er zu einem Kampf der Arbeiterklasse für eine kürzere 
Wochenarbeitszeit ohne Lohnverlust auf, um die vorhande­
ne Arbeit aufzuteilen, für ein massives Programm öffent­
licher Arbeiten und für eine Erhöhung der Löhne im 
Gleichschritt mit den Preisen, um gegen die verheerenden 
Folgen der Inflation gewappnet zu sein. 

Im Gegensatz zu den Kapitalisten und ihren reformisti-
schen Agenten argumentierte Trotzki: 

"Die Besitzenden und ihre Anwälte werden die ,Unmög­
lichkeit' darlegen, diese Forderungen zu verwirklichen. 
Kleinere, insbesondere ruinierte Kapitalisten werden da­
bei auf ihre Geschäftsbücher verweisen. Die Arbeiter 
weisen diese Einwände und Bezugnahmen unterschieds­
los ab. Es handelt sich nicht um den ,normalen' Zusam­
menstoß gegensätzlicher materieller Interessen, sondern 
vielmehr darum, das Proletariat vor Zersetzung, Hoff­
nungslosigkeit und Verderben zu bewahren. Es geht um 
Leben und Tod der einzig schöpferischen und fortschritt­
lichen Klasse und damit um die Zukunft der Menschheit. 
Kann der Kapitalismus die Ansprüche nicht befriedigen, 
die sich unvermeidlich aus den von ihm erzeugten Übeln 
ergeben, dann mag er zugrunde gehen. Ob jene Forde­
rungen ,realistisch' oder ,unrealistisch' sind, ist hierbei 
eine Frage des Kräfteverhältnisses und kann nur durch 
den Kampf entschieden werden. Durch diesen Kampf, 
welche unmittelbaren praktischen Erfolge er auch erzie­
len mag, werden sich die Arbeiter am besten von der 
Notwendigkeit überzeugen, die kapitalistische Sklaverei 
zu beseitigen.". 
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Krise der SPD ... 
Fortsetzung von Seite 20 
schaft in Industrie, Transport usw., während die Kapi­
talisten, denen die Produktionsmittel gehören, sich 
diesen Reichtum aneignen und ihre Profite aus der 
Ausbeutung der Arbeiter ziehen. Aufgrund seiner 
Stellung im Produktionsprozess ist das Proletariat die 
einzige Klasse, die sowohl das materielle Interesse 
hat, die gesellschaftliche Produktion aus den Fesseln 
des Privatbesitzes zu befreien und sie auf der Grund­
lage einer kollektivierten Wirtschaft zum Nutzen aller 
zu entwickeln, als auch die soziale Macht, diese Revo­
lution durchzuführen. Die Sozialdemokratie - SPD, 
LINKE und Gewerkschaftsbürokratie - versucht, die 
Arbeiter mit dem Kapitalismus zu versöhnen, und 
kettet sie an ihre "eigenen" Ausbeuter. Je mehr sich 
die sozialen Widersprüche zwischen Arbeitern und 
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Kapitalisten verschärfen, desto unhaltbarer wird die Streik bei Opel-Bochum 2004. elements Verachtung gegen 
Lage der Sozialdemokratie. Streikende rief bittere Wut von SPD-Arbeiterbasis hervor 

Die Versuche des gestürzten SPD-Vorsitzenden 
Kurt Beck, die SPD-Arbeiterbasis mit der Agenda 2010, 
Hartz IV und dergleichen zu versöhnen, verstärkten nur die 
Unzufriedenheit in beiden Flügeln der Partei. Dies spitzte 
sich im Frühjahr nach den Wahlen in Hessen zu, bei denen 
SPD-Spitzenkandidatin Andrea Ypsilanti mit einer Kampag­
ne mehr oder weniger in Opposition zu den unbeliebten 
Maßnahmen der CDU /SPD-Bundesregierung ein unerwartet 
gutes Wahlergebnis erreichte. Sie kündigte an, eine Minder­
heitsregierung mit Unterstützung der LINKEN zu bilden. 

Ende Juli hat sich das Parteigericht Nordrhein-Westfalens 
für den Ausschluss des SPD-Rechten Wolfgang Clement ent­
schieden, nachdem Clement sich bei den Wahlen öffentlich 
gegen Ypsilanti ausgesprochen und den erzreaktionären hes­
sischen CDU-Ministerpräsidenten Roland Koch indirekt 
unterstützt hatte. Daraufhin stellte sich die Parteispitze hin­
ter Clement, während das Verfahren an das höchste Parteige­
richtverwiesen wurde. Als Schröders ehemaliger "Supermini­
ster" ist er in der Arbeiterklasse als Architekt und lautstarker 
Verfechter der Agenda 2010 zu Recht verhasst. Als die Arbei­
ter bei Opel-Bochum 2004 gegen drohende Entlassungen 
streikten, wies Clement voller Verachtung die Appelle der 
Parteibasis um Unterstützung zurück und beschimpfte den 
Streik als sinnlos. Der Kassierer des SPD-Ortsvereins Bo­
chum-Hamme beklagte erbost: "Dabei hatten wir uns jahre­
lang im Wahlkampf den Arsch für ihn aufgerissen, und als er 
nach Berlin ging, hatten wir gehofft, dass er etwas für uns tun 
kann" ("Er war nie ein Sozialdemokrat", stern.de, 31. Juli). 

Nun ist nach Becks Absetzung wieder die alte Schröder­
Garde an der Spitze der SPD, was der Bourgeoisie signali­
sieren soll, dass die Partei bestens geeignet ist, weiterhin den 
deutschen Imperialismus zu verwalten. Von der Teilnahme 
der Bundeswehr am US-geführten imperialistischen NATO­
Krieg gegen Serbien 1999 über die massiven Angriffe auf die 
Gewerkschaften und Sozialleistungen bis zu Plänen für den 
Einsatz der Bundeswehr im Innern und einen umfassenden 
Ausbau der staatlichen Repressionsinstrumente - die SPD/ 
Grünen-Regierung und jetzt die CDU/SPD-Regierung ha­
ben eine Menge getan, um die Interessen der Kapitalisten­
klasse auf dem Rücken der Arbeiterklasse, der ethnischen 
Minderheiten und aller Unterdrückten durchzusetzen. 

Der neue SPD-Kanzler-Kandidat Frank-Walter Stein­
meier ist nicht bloß irgendein Schröder-Kumpel. Als Kanz­
leramtschef unter Rot/Grün leitete er persönlich die Teil­
nahme des deutschen Imperialismus am rassistischen "Krieg 
gegen Terror". Er war verantwortlich für die Entschei­
dungen (und die späteren Vertuschungsversuche) über das 
Schicksal von Murat Kurnaz, Khaled EI-Masri und wer weiß 
welch anderer Menschen muslimischer Herkunft noch, die 

die deutsche und die US-Regierung als "Terrorverdächtige" 
brandmarkten und "verschwinden" lassen wollten. Stein­
meier stellte sicher, dass Kurnaz über Jahre in der Folterhöl­
le von Guantanamo schmorte, und blockierte sogar dessen 
Rückkehr angesichts wiederholter US-Angebote zwischen 
2002 und 2005, Kurnaz freizulassen (siehe "Steinmeier, So­
zialdemokratie und der rassistische ,Krieg gegen den Ter­
ror''', Spartakist Nr. 166, Frühjahr 2007). Noch 2007, nach­
dem diese Schweinerei publik wurde und es zu einem 
Untersuchungsausschuss kam, erklärte Steinmeier dem 
Spiegel (27. Januar 2007): "Ich würde mich heute nicht an­
ders entscheiden." 

Dass große Teile der Arbeiterklasse, insbesondere die 
unteren und mittleren Ebenen der Gewerkschaften, der 
SPD den Rücken zukehren, die sie historisch als ihre Partei 
ansahen, stellt eine wesentliche Verschiebung in Deutsch­
lands politischer Landschaft dar. Bislang hat sich das vor 
allem in Wahlerfolgen der LINKEN ausgedrückt, die durch 
die Fusion der westdeutschen SPD-Abspaltung WASG mit 
der ostdeutschen ex-stalinistischen PDS entstand. Die 
LINKE ist einerseits das Ergebnis von massiver Enttäu­
schung und Wut an der SPD-Basis und andererseits auch 
das Mittel, mit dem ein Teil der Gewerkschaftsbürokratie 
versucht, diese Wut im Rahmen von sozialdemokratischem 
Reformismus zu halten. Das wurde sehr deutlich im Grün-
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Arbeiterklasse, aber einer prokapitalisti­
schen Führung und Programm. Damit in 
diesem Land eine Revolution gewinnen 
kann, müssen diese Parteien entlang der 
Klassenlinie gespalten werden, die durch 
sie verläuft. Die Arbeiterbasis muss dabei 
für eine leninistische Partei gewonnen wer­
den. 

Das Bewusstsein der Arbeiter wird im 
Verlauf des Klassenkampfs geändert, den 
der Kapitalismus und seine Krisen unver­
meidlich erzeugen. Durch Klassenkampf 
können sie Vertrauen in ihre eigene soziale 

Michael Urban/DDP Macht gewinnen, die Spaltungen durch 
Rassismus, Chauvinismus und andere bür­
gerliche Vorurteile überwinden, und die 
Notwendigkeit begreifen, sich an die Spitze 

Bergmannschor beim SPD-Parteitag im Oktober. Arbeiterverräter 
Müntefering, Steinmeier stehen für imperialistischen Krieg, rassisti­
sche Staats repression und Angriffe auf Arbeiter 

aller Unterdrückten zu stellen und allseitig 
gegen dieses gesamte Ausbeutersystem zu kämpfen. Ent­
scheidend dafür ist die bewusste Intervention von Kommu­
nisten, die marxistisches Bewusstsein in die Arbeiterklasse 
tragen und eine revolutionäre multiethnische Arbeiterpartei 
schmieden, um diese Kämpfe zu vertiefen und mit anderen 
zu verbinden bis hin zum notwendigen Sturz des Kapitalis­
mus. Heute besteht die Aufgabe darin, den Kern einer sol­
chen Partei auf dem Programm des Trotzkismus, d. h. des 
authentischen Marxismus, zu sammeln und zu stählen. Wir 
führen daher einen kompromisslosen politischen Kampf 
gegen die reformistischen Illusionen, die durch angeblich 
marxistische Organisationen - von Stalinisten wie junge Welt 
und DKP bis zu den Pseudotrotzkisten von marx21, Gruppe 
Arbeitermacht (GAM) und der Sozialistischen Alternative 
(SAV) ~ geschürt werden. Sie schieben Überstunden, um die 
Illusionen in die LINKE unter Arbeitern und Jugendlichen 
zu stärken, und sind mit ihrer linken Abdeckung für parla­
mentarischen Reformismus und verrottete Klassenzusam­
menarbeit ein Hindernis dafür, das Klassenbewusstsein zu 
heben und zu entwickeln. 

dungsaufruf für einen der Vorläufer der WASG, die ASG, 
ausgedrückt: "Viele Bürgerinnen und Bürger kehren der 
Politik den Rücken, fühlen sich von der SPD getäuscht, aber 
auch von keiner anderen Partei vertreten. Wir sehen darin 
eine Gefahr für die Stabilität unserer Demokratie" (März 
2004). 

Für Kommunisten ist die Krise der SPD eine wichtige 
und positive Entwicklung. Seit 1914 ist die SPD derwichtigs­
te Agent der deutschen Bourgeoisie innerhalb der Arbeiter­
bewegung und das Haupthindernis für proletarische Revo­
lution in diesem Land. Das Problem besteht darin, dass das 
Bewusstsein der Arbeiter, die sich von der SPD abwenden, 
geprägt ist von der Lüge der Bourgeoisie, es gäbe keine Al­
ternative zum Kapitalismus. Dieses vorherrschende Be­
wusstsein ist vor allem das Ergebnis der konterrevolutio­
nären Zerstörung von DDR und Sowjetunion, die von der 
Bourgeoisie und ihren sozialdemokratischen Lakaien als 
unvermeidlich dargestellt und als Beweis der angeblichen 
Überlegenheit des Kapitalismus gefeiert wird. Wie wir in 
unserer "Grundsatzerklärung und einige Elemente des Pro­
gramms" erklärten: 

"Trotzkis Feststellung im Übergangsprogramm von 1938: 
,Die politische Weltlage als Ganzes ist vor allem durch 
eine historische Krise der proletarischen Führung ge­
kennzeichnet', wurde vor dem gegenwärtigen riesigen 
Rückschritt im proletarischen Bewusstsein aufgestellt. 
Die Wirklichkeit dieser nachsowjetischen Periode fügt zu 
Trotzkis Beobachtung eine neue Dimension hinzu ... Der 
Marxismus muss erneut die Loyalität des Proletariats ge­
winnen." (Spartaeist, deutsche Ausgabe Nr. 20, Sommer 
1998) 
Die LINKE ist durchdrungen von der bürgerlichen Ideo­

logie vom "Tod des Kommunismus" und sie ist genauso wie 
die SPD diesem kapitalistischen Ausbeutersystem verpflich­
tet. Sie hätte nur lieber ein paar mehr Krumen von den kapi­
talistischen Profiten, um sie den Arbeitern zuzuwerfen. So­
wohl SPD als auch LINKE sind in Lenins Worten bürgerli­
che Arbeiterparteien, d. h. Parteien mit einer Basis in der 
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Europäische Linke predigt "Tod des 
Kommunismus" 

Die Krise der SPD entwickelt sich parallel zu drama­
tischen Veränderungen bei den reformistischen Massenpar­
teien in ganz Westeuropa. Die Mehrheit der alten italie­
nischen Kommunistischen Partei, die sich Anfang der 
90er-Jahre spaltete, durchlief die Sozialdemokratie und 
scheint nach ihrer diesjährigen Fusion mit Prodis Christde­
mokraten eine rein bürgerliche Partei geworden zu sein. 
Währenddessen befindet sich die sozialdemokratische Rifon­
dazione Comunista (RC), die von der Minderheit gegründet 
worden war, in einer tiefen Krise, nachdem sie sich an zwei 
Prodi-geführten Volksfrontregierungen beteiligt hatte. Die 
französische Kommunistische Partei ist ebenfalls in den letz­
ten Jahren kollabiert. In Britannien hatte Tony Blairs christ­
liche New-Labour-Führung seit Mitte der 90er-Jahre damit 
begonnen, von ihrer proletarischen Basis zu brechen. Dieser 
Prozess, Labour aus einer bürgerlichen Arbeiterpartei in ei­
ne Partei wie die rein bürgerliche Demokratische Partei in 
den USA zu verwandeln, ist zwar noch nicht abgeschlossen, 
aber mittlerweile recht weit fortgeschritten. 

Diese Entwicklungen reflektieren jede auf ihre Weise die 
Auswirkungen der kapitalistischen Konterrevolutionen, die 
zwischen 1990 und 1992 die deformierten Arbeiterstaaten 
Osteuropas und letztlich den degenerierten Arbeiterstaat 
UdSSR zerstörten. Die kapitalistischen Herrscher fühlten 
den Wind in ihren Segeln und proklamierten den "Tod des 
Kommunismus" als die ideologische Begleitmusik bei ihren 
Angriffen auf die Gewerkschaften, der Verschärfung der 
rassistischen staatlichen Unterdrückung und der mörde-
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rischen Ausplünderung der Neokolonien. 
In Westeuropa ist die Zerstörung des soge­
nannten Sozial staats - soziale Zugeständ­
nisse, die im Kontext des Kalten Krieges 
gemacht wurden, um eine mächtige Arbei­
terbewegung davon abzuhalten, "rot" zu 
werden - ein zentrales Ziel der Kapitalis­
ten, um besser mit ihren imperialistischen 
Rivalen zu konkurrieren (insbesondere 
USA und Japan). Die massiven Angriffe 
wurden zum großen Teil von kapitalisti­
schen Regierungen geführt, in denen die 
reformistischen Parteien saßen, was mas­
sive Wut an der Basis dieser Parteien her­
vorrief. Gleichzeitig gibt die Bourgeoisie 
mittlerweile einen geringeren Teil ihrer Ex­
traprofite aus, um eine privilegierte Schicht 
in der Arbeiterklasse, die Arbeiteraristo­
kratie, aufrechtzuerhalten, die die Haupt­
basis für die Sozialdemokratie bildet. 

In dieser Situation versuchen die Pseu­
dosozialisten das politische Vakuum mit 

Oskar Lafontaine spricht Unzufriedenheit mit Agenda-SPD an und 
pflegt "linkes" Image, um die Arbeiter besser dem kapitalistischen 
Staat unterzuordnen, nationalistischen Protektionismus zu schüren 

verschiedenen nach rechts gehenden "Umgruppierungen" 
zu füllen. In Frankreich streicht die pabloistische Ligue com­
muniste revolutionaire (LCR), die sich schon vor langer Zeit 
mit der bürgerlichen Ordnung versöhnt hat, nun auch formal 
die Begriffe "revolutionär" und "kommunistisch" aus ihrem 
Namen, um eine "Neue Antikapitalistische Partei" (NAP) zu 
gründen. Damit will sie vom Zusammenbruch der KP Frank­
reichs profitieren. In Britannien traten die Cliff-Anhänger 
der Socialist Workers Party (SWP, Schwesterorganisation 
von marx21 in Deutschland) bei der Gründung des Respect­
Bündnisses offen dagegen auf, dass es auch nur Lippenbe­
kenntnisse zum "Sozialismus" abgibt oder überhaupt für Sä­
kularismus eintritt. Dieses Bündnis war ein rein bürgerlicher 
Wahlverein. Nun hat sich ein paar Jahre später Respect ge­
spalten und der SWP-Teil verlor massiv bei den folgenden 
Wahlen. Danach sind diejenigen Respect-Abgeordneten, die 
vorher mit der SWP verbündet waren, ins Lager von Labour, 
den Liberalen und sogar den konservativen Tories überge­
treten! 

Die deutschen Pseudotrotzkisten, die sich in die LINKE 
liquidieren, verfolgen die gleiche Art opportunistischer Ma­
növer, die ihren Schwesterorganisationen in anderen Län­
dern in vielen Fällen gerade um die Ohren geflogen sind. 
Reformismus ist von Natur aus national beschränkt, weil er 
darauf hinausläuft, einem Flügel der eigenen Bourgeoisie 
nachzulaufen. 

Diese Organisationen sehen gerade in dem nachsowje­
tischen, vom "Tod des Kommunismus" geprägten Klima 
Öffnungen, von denen sie profitieren wollen. Sie haben 
selbst dazu beigetragen, dieses Klima zu schaffen, indem sie 
die kapitalistische Konterrevolution auf der ganzen Linie 
unterstützten. Als sich die LINKE vor einigen Jahren for­
mierte, drückte Christine Buchholz von Linksruck (heute 
marx21) die Sicht über die jetzige Periode wie folgt aus: 
"Die Umgruppierungsprozesse finden statt, und zwar welt­
weit. Seit dem Zusammenbruch des Ostblocks sind die alten 
Trennungslinien - Stichwort: Wie hältst Du's mit der Sowje­
tunion? - nicht mehr entscheidend" ("Zwischen Trotzki und 
Lafontaine",junge UHt, 16. Mai 2006). Die Oktoberrevolu­
tion ist also "nicht mehr entscheidend". Kommt einem das 
nicht irgendwie bekannt vor? Diese Wiederkäuung der 
"Tod-des-Kommunismus" -Ideologie durch Linksruck ist 
nicht verwunderlich: Ihre Vorläufer wurden aus der Vierten 
Internationale ausgeschlossen, weil sie sich öffentlich wei­
gerten, Nordkorea und die Sowjetunion im Koreakrieg ge­
gen die Imperialisten zu verteidigen. 1991 bejubelten sie den 
Sieg von Jelzins konterrevolutionären Kräften in der Sowje-

tunion mit den Worten: ",Der Kommunismus ist geschei­
tert', deklarieren unsere Zeitungen und Fernsehen. Es ist 
ein Faktum, das jeden Sozialisten erfreuen sollte" (Klassen­
kampf, September 1991). 

Letztes Jahr löste sich Linksruck formal auf, um in Form 
von "marx21" besser mit der LINKEN zu verschmelzen. Ih­
re Unterstützerin Janine Wissler wurde in die sechsköpfige 
hessische Landtagsfraktion der LINKEN gewählt und Chris­
tine Buchholz ist Mitglied des geschäftsführenden Vorstan­
des der Bundespartei. Wisslers Enthusiasmus, in der LIN­
KEN für eine Unterstützung einer Ypsilanti-geführten 
Minderheitsregierung zu trommeln, machte auf den Spiegel 
einen so guten Eindruck, dass er über die hessische Links­
fraktion erfreut bemerkte: "Noch vor kurzem träumten eini­
ge von ihnen Lenins Traum von der Weltrevolution, doch 
inzwischen scheinen sie die legendäre Losung Franz Müntefe­
rings verinnerlicht zu haben: ,Opposition ist Mist.' " ("Münte 
statt Lenin", Spiegel, 22. September). Was dieses bürgerliche 
Blatt zynisch den "Traum von der Weltrevolution" nennt, ist 
für marx21 lediglich Stoff für gelegentliche Sonntagsreden. 
Auch ihr Gerede vom "Aufbau des außerparlamentarischen 
Widerstands" ist recht hohl, denn sie bieten in Wirklichkeit 
nichts als noch mehr reformistischen Wahlkretinismus. Das 
Ergebnis ist, diejenigen weiter zu demoralisieren, die mit 
Kapitalismus unzufrieden sind und von sozialdemokra­
tischen Schweinereien die Schnauze voll haben. 

Diese verrottete "Realpolitik" ist zutiefst mit der wütenden 
Feindschaft von marx21 und den anderen Cliff-Anhängern 
gegen die Sowjetunion und die anderen Staaten, wo der 
Kapitalismus gestürzt worden war, verbunden. Diese Feind­
schaft verbindet sie auch mit den anderen diversen Pseudo­
trotzkisten, was auch immer ihre sonstigen fonnalen ideolo­
gischen Schattierungen sind. Im wiedervereinigten kapitalisti­
schen Deutschland ist die Haltung zur allgegenwärtigen 
Hetze gegen die DDR ein wichtiger Index für die Loyalität zu 
diesem kapitalistischen Ausbeutersystem. Die antikommuni­
stische Hetzkampagne von SPD sowie CDU und FDP als 
Reaktion auf das Angebot der LINKEN, Ypsilanti zu unter­
stützen, diente nicht nur als Knüppel gegen die LINKE im 
Wahlkampf, sondern, viel wichtiger noch, als ein Test, um ihre 
"Zuverlässigkeit" für die kapitalistischen Herrscher zu prü­
fen. So stellte die hessische SPD der LINKEN als Bedingung 
dafür, ihr Tolerierungsangebot zu akzeptieren, sowohl die 
"klare Anerkennung unserer Verfassungsordnung und unse­
rer parlamentarischen Demokratie" als auch die Distanzie­
rung "zu jeder Form der Unfreiheit und zu Menschenrechts­
verletzungen, wie sie z. B. in der DDR u. a. mit Schießbefehl, 
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Stasi-Überwachung und der Einschränkung der Meinungs-, 
Wahl- und Reisefreiheit praktiziert wurden". 

Wie vorherzusehen, akzeptierte das die LINKE. Die 
Cliff-Anhängerin Wissler erklärte dies folgendermaßen in 
einem Interview mit der jungen Jfelt (10. September), in 
dem sie auch die Verhandlungen mit SPD und Grünen als 
"freundlich und angenehm" beschrieb: 

"Wir haben bisher schon mehrfach deutlich gemacht, wie 
wir zur DDR und zum Grundgesetz stehen, wir brauchen 
keinen Aufarbeitungsprozess. Umgekehrt könnten wir ja 
auch von der SPD fordern; ihre eigenen Fehler aufzuar­
beiten. Etwa den, dass heute Millionen Menschen von 
350 Euro im Monat leben müssen. Oder dafür, dass die 
SPD für die Ermordung von Rosa Luxemburg und Karl 
Liebknecht verantwortlich ist." 
Was für eine Verherrlichung der kapitalistischen "Demo­

kratie": Nicht nur wird hierder Mord an den revolutionären 
Helden und KPD-Gründern Rosa Luxemburg und Kar! Lieb­
knecht als "Fehler" beschönigt. Nein, dieses SPD-Verbre­
chen zur Rettung der deutschen Bourgeoisie vor der Arbei­
terrevolution wird gleichgesetzt mit der Gründung und blo­
ßen Existenz der DDR, einem bürokratisch deformierten 
Arbeiterstaat, der nach der heldenhaften Befreiung Europas 
vom Hitlerfaschismus durch die Rote Armee in der einen 
Hälfte Deutschlands entstand. Im Gegensatz zu den Cliffis­
ten und anderen Pseudotrotzkisten verteidigen wir das grund­
legende trotzkistische Verständnis von solchen Staaten: Die 
Enteignung der Bourgeoisie und die Vergesellschaftung der 
Wirtschaft, die die deformierten und degenerierten Arbeiter­
staaten trotz der politischen Herrschaft einer stalinistischen 
Bürokraten-Kaste verkörperten, sind ein gewaltiger histo­
rischer Fortschritt gegenüber dem Kapitalismus. 

Wir von der Internationalen Kommunistischen Liga 
(IKL) kämpften mit allen Kräften, um die Arbeitermassen 
im ganzen Sowjetblock für den Kampf gegen kapitalistische 
Konterrevolution zu mobilisieren. Das hätte bedeutet, dass 
die Arbeiterklasse mit den parasitären stalinistischen Büro­
kratien abrechnet, die nach Jahren des Untergrabens der 
Arbeiterstaaten und des Herumtrampelns auf dem proleta­
rischen Internationalismus den verräterischen Ausverkauf 
an den Imperialismus verwalteten. Angefangen mit unserem 
Kampf, der beginnenden politischen Revolution in der DDR 
1989/90 revolutionäre Führung zu geben, bis zu unserem 
Aufruf vom August 1991 in der Sowjetunion: "Sowjetische 
Arbeiter: Zerschlagt J elzinslBushs Konterrevolution!", be­
herzigten wir Trotzkis Warnung vor der "tragischen Mög­
lichkeit", dass der sowjetische degenerierte Arbeiterstaat 
"unter den vereinten Schlägen der inneren und äußeren 
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Feinde zusammenbricht": 
"Doch auch wenn diese schlimmste Variante der Ent­
wicklung sich realisiert, wird die Frage, wo die an der 
Katastrophe Schuldigen zu suchen sind, von größter Be­
deutung für die weitere Entwicklung des revolutionären 
Kampfes sein. Auf die revolutionären Internationalisten 
darf nicht die geringste Schuld fallen. In der Stunde der 
tödlichen Gefahr müssen sie auf der letzten Barrikade 
aushalten." (Der Klassencharakter des Sowjetstaats , 1933) 
Wir treten für die bedingungslose militärische Verteidi-

gung der verbliebenen deformierten Arbeiterstaaten China, 
Kuba, Nordkorea und Vietnam gegen Imperialismus und in­
terne kapitalistische Restauration ein und kämpfen auf die­
ser Grundlage für proletarische politische Revolution, um die 
stalinistischen Bürokratien wegzufegen. Dieses Programm 
und die Lehren aus dem Kampf gegen Konterrevolution im 
Sowjetblock sind entscheidend dafür, die multiethnische Ar­
beiterklasse in Deutschland von Klassenzusammenarbeit 
und chauvinistischem Protektionismus zu brechen, die von 
den Ausverkaufs-Führern der Gewerkschaften zusammen 
mit beiden sozialdemokratischen Parteien, SPD und Links­
partei, vorangetrieben werden. (Siehe auch "Vereint in Pro­
tektionismus und Antikommunismus: WASG fusioniert mit 
PDS", Spartakist Nr. 166, Frühjahr 2007.) 

Nieder mit bürgerlichen Regierungsämtern! 
Als Ärzte am Krankenbett des Kapitalismus streben die 

LINKE-Spitzen danach, in bürgerliche Koalitionsregie­
rungen einzutreten und die Drecksarbeit der Bourgeoisie zu 
machen, mit dem Versprechen, die kapitalistische Ausbeu­
tung "sozial" zu gestalten. Das kann man an ihrer Begierde 
sehen, eine SPD/Grünen-Regierung in Hessen zu unterstüt­
zen, die Lafontaine und Co. als Sprungbrett sehen, um im 
Verlauf des nächsten Jahres in weitere kapitalistische Regie­
rungen bis hin zur Bundesregierung zu gelangen. Von Thü­
ringen, wo die Linkspartei gute Chancen hat, als stärkste 
Partei hervorzugehen, bis zum Saarland, wo Lafontaine von 
1985 bis 1998 für die SPD Ministerpräsident war, hoffen sie, 
sich in Stellung zu bringen, um nach den Wahlen 2009 in 
Koalition mit der SPD und eventuell den Grünen den Kapi­
talismus auf Bundesebene zu verwalten. Besonders vor dem 
Hintergrund des Finanzcrashs und der beginnenden Wirt­
schaftskrise versuchen sie, sich als geeignet zu profilieren, 
die Krisen des Kapitalismus zu verwalten. Sie wollen die In­
teressen der Bourgeoisie durch eine alternative Strategie für 
den deutschen Imperialismus, unabhängiger von den USA 
zu agieren, voranbringen. 

"Staat, greif ein!" ist der Ruf der "guten alten" Sozialde­
mokratie. Lafontaine und die Pseudosozialisten weinen ihr 
nach und beschweren sich, Schröder und Co. hätten diesem 
Weg den Rücken gekehrt und den Kurs des "Neoliberaiis­
mus" eingeschlagen. Sie versprechen, durch das Eingreifen 
des bürgerlichen Staates die Krisen des Kapitalismus zu ver­
hindern und die Wirtschaft der "demokratischen" Kontrolle 
unterzuordnen. In Wirklichkeit werden dadurch die Arbei­
terklasse und ihre Organisationen umso besser dem Staat des 
Klassenfeindes untergeordnet. Jetzt greifen die kapitalisti­
schen Regierungen weltweit ein ... indem sie Billionen Dollar 
und Euro an Steuergeldern den Banken und Kreditinstituten 
zuschieben, um die Verluste der stinkreichen Finanzspeku­
lanten zu verstaatlichen, während hier Hartz-IV-Empfänger 
darben und in den USA hunderttausende Arme und Schwar­
ze aus ihren Häusern getrieben werden! 

Obwohl ihre Bundestagsfraktion dagegen stimmte, unter­
stützt die LINKE grundlegend ein Rettungspaket und fordert 
protektionistische Maßnahmen (siehe Einleitung des Titel­
seitenartikels). Im Namen des "Schutzes der deutschen In­
dustrie" wird die Arbeiterklasse so hinter die eigene imperia­
listische Bourgeoisie kanalisiert. Das ist Gift für das Klassen-
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bewusstsein der Arbeiterklasse, spaltet sie 
entlang nationaler Linien und ist entgegen­
gesetzt zur internationalen Klassensolidari­
tät, die bitter notwendig ist, um durch harten 
Klassenkampf gegen die Kapitalisten die 
anrollenden Angriffe zurückzuschlagen. 
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indymedia 

Während die LINKE-Fraktion 1m 
Bundestag, wo ihre Stimmen sowieso kei­
nen Einfluss auf das Ergebnis hatten, gegen 
das Rettungspaket stimmte, votierte Harald 
Wolf, LINKE-Senator in Berlin, im Bun­
desrat dafür. Die Berliner LINKE-Spitzen 
haben Erfahmng mit Bankrettungen. Im 
Jahr 2002, direkt nach Amtsantritt ihrer 
Senatoren in Berlin, erfüllte die damalige 
PDS ihr Wahlversprechen, indem sie das 
"Gesetz zur Risikoabschirmung" für die 
Bankgesellschaft Berlin verabschiedete, 
womit eine Bürgschaft über 21 Milliarden 
Euro für die Verluste von Immobilienspe­
kulanten übernommen wurde, die auf einen 
Immobilienboom in Berlin nach der kapita­
listischen Wiedervereinigung gesetzt hat­

April 2004: Hunderttausende Gewerkschafter, Arbeitslose protestieren 
gegen SPD/Grünen-Regierung (hier Stuttgart). Zu der Zeit formierte 
sich WASG, um Wut im Rahmen des Parlamentarismus zu halten 

ten. Genau wie es mit den aktuellen gigantischen Rettungs­
paketen geplant ist, wurde dieser "Sozialismus für die Rei­
chen" auf dem Rücken der Arbeitenden durch massive Kür­
zungen im öffentlichen Dienst, durch die Zerschlagung von 
Tarifverträgen, Lohnkürzungen usw. finanziert. 

SA V, marx21, junge Welt und diverse andere "linke Kriti­
ker" in der LINKEN meckern über die Führung des Berli­
ner Laridesverbandes und die "neoliberale" Senatspolitik, 
um ihre linke Flanke abzudecken. Das sind letztlich nur 
Floskeln ohne wirkliche Konsequenzen, denn in der Praxis 
ist ihre Unterstützung sicher, wenn es darauf ankommt - sei 
es, die PDS 2001 in Berlin ins Amt zu wählen oder 2005 bei 
den Bundestagswahlen für die LINKE zu stimmen. Im 
Grunde fordern auch sie nur ein umfassenderes Eingreifen 
des kapitalistischen Staates im Namen "demokratischer" 
Kontrolle der Banken. Typisch dafür ist der folgende Appell 
an den Berliner Senat vom Bezirksvorstand der LINKEN in 
Berlin-Neukölln, in dem sich Pseudotrotzkisten wie SAV 
und marx21 tummeln: "Nur eine Überführung des Finanz­
wesens in öffentliches Eigentum bietet Kontrollmöglich­
keiten der Gesellschaft über die verwendeten Steuergelder. " 
Und wer soll bitte die "Kontrollmöglichkeiten" im Dienste 
der "Gesellschaft" bieten, Lafontaine als Finanzminister? 

Sie alle sind im Prinzip dafür, in kapitalistische Regie­
rungen einzutreten, nur sollen die Bedingungen dafür höher 
gesetzt werden als bei der (inzwischen recht unpopulären) 
Berliner Koalition mit der SPD. Das "Maximalprogramm" 
von Organisationen wie der SAV ist klassischer sozialdemo­
kratischer Reformismus: eine "sozialistische" Mehrheit im 
bürgerlichen Parlament und eine "wirklich demokratische" 
kapitalistische Regierung, die man unter Druck setzen kann, 
um die Reichen zur Kasse zu bitten. So fördern sie reformis­
tische Illusionen unter Arbeitern und Jugendlichen und ge­
ben linke Abdeckung für die Schweinereien, die unweiger­
lich von den sozialdemokratischen Ministern in den 
kapitalistischen Regierungen durchgeführt werden. Wie 
man in Berlin sehen kann, ist das Ergebnis die Demobilisie­
rung von Klassenkampf angesichts kapitalistischer Angriffe 
und eine gewaltige Demoralisierung von Gewerkschaftern, 
Unterdrückten und der ganzen Arbeiterklasse. 

Entgegen den Vertuschungen dieser Reformisten erklär­
te Friedrich Engels schon 1878 in seiner PolemikAnti-Düh­
ring, dass der Klassencharakter des Staates die Beseitigung 
der Krisen im Kapitalismus unmöglich macht: 

"Aber weder die Verwandlung in Aktiengesellschaften 
noch die in Staatseigentum, hebt die Kapitaleigenschaft 

der Produktivkräfte auf ... Der moderne Staat, was auch 
seine Form, ist eine wesentlich kapitalistische Maschine, 
Staat der Kapitalisten, der ideelle Gesamtkapitalist. Je 
mehr Produktivkräfte er in sein Eigentum übernimmt, 
desto mehr wird er wirklicher Gesamtkapitalist, desto 
mehr Staatsbürger beutet er aus. Die Arbeiter bleiben 
Lohnarbeiter, Proletarier. Das Kapitalverhältnis wird 
nicht aufgehoben, es wird vielmehr auf die Spitze getrie­
ben." 
Überall bestätigen die kapitalistischen Regierungen in 

der gegenwärtigen Krise diese grundlegende Erkenntnis. 
Der einzige Weg, um den Krisen, der Unterdrückung und 
der Ausbeutung des Kapitalismus ein Ende zu setzen, ist 
eine proletarische Revolution, die die repressive kapitalisti­
sche Staatsmaschinerie zerschlägt und durch Organe der 
Arbeiterherrschaft ersetzt und der winzigen, stinkreichen 
kapitalistischen Ausbeuterklasse das Eigentum an den Pro­
duktionsmitteln entreißt, um die Gesellschaft auf sozialisti­
scher Grundlage neu zu organisieren. Das bedeutet die 
Diktatur des Proletariats als ersten, notwendigen Schritt hin 
zur Überwindung aller Klassenunterschiede und damit ein­
hergehend zum Absterben des Staates. 

Die Stellung zum bürgerlichen Staat ist die grundlegende 
Trennlinie zwischen Reform und Revolution: Die reformisti­
sche Ansicht, man könne den bestehenden Staatsapparat 
übernehmen und im Interesse der Arbeiter verwalten, gegen 
das marxistische Verständnis - ausgeführt von Lenin in Staat 
und Revolution (1917) und Die proletarische Revolution und 
der Renegat Kautsky (1918) -, dass der kapitalistische Staats­
apparat durch eine proletarische Revolution zerschlagen 
werden muss. Um die Arbeiterklasse für diese historische 
Aufgabe zu mobilisieren, braucht sie ein Programm, unab­
hängig vom kapitalistischen Staat durch Klassenkampf für die 
brennenden Bedürfnisse der Arbeiter und aller Unterdrück­
ten zu kämpfen. Wir sind grundsätzlich dagegen, für Regie­
rungsämter des bürgerlichen Staates zu kandidieren oder sie 
anzunehmen, egal ob auf lokaler, Landes- oder Bundes­
ebene - Bürgermeister, Ministerpräsident, Kanzler, Bun­
despräsident usw. 

Wie Rosa Luxemburg schrieb: "Der Eintritt eines Sozia­
listen in eine bürgerliche Regierung ist nicht, wie geglaubt 
wird, eine teilweise Eroberung des bürgerlichen Staates 
durch die Sozialisten, sondern eine teilweise Eroberung der 
sozialistischen Partei durch den bürgerlichen Staat" ("The 
Dreyfus Affair and the Millerand Case", 1899). Wir unter­
scheiden scharf zwischen der Annahme von Exekutivämtern 
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gegen die WASG-Bundesleitung hat dem ka­
pitalistischen Staat die Legitimation für diesen 
unerhörten Eingriff in eine linke Organisation 
geliefert und damit der Linken und Arbeiter­
bewegung viel schwereren Schaden zugefügt, 
als wenn die Berliner WASG nicht an den 
Wahlen hätte teilnehmen können" ("Prinzi­
pienlose Manöver im sozialdemokratischen 
Sumpf", Spartakist Nr. 163, Sommer 2006). 

Regionalversammlung der KPD-Jugend in Eisleben, Frühjahr 1923. 
Deutsche Revolution von 1923 war herausragende Möglichkeit zur 
internationalen Ausweitung der russischen Oktoberrevolution 1917 

Die "Entrismus" -Manöver von SA Y, marx21 
und den anderen in der LINKEN sind krasses­
ter Opportunismus. Leninisten streben da­
nach, die Widersprüche zu vertiefen, die zwi­
schen den Wünschen und objektiven Interes­
sen der Arbeiterbasis einerseits und der Politik 
und den Taten der sozialdemokratischen Füh­
rung andererseits bestehen. Wir wollen die 
Arbeiterbasis zu unserem Programm gewinnen 
und für den Aufbau einer im Gegensatz zu SPD 
und LINKE stehenden revolutionären Partei, 
durch die Mobilisierung für Klassenkampf und 
die Entlarvung des sozialdemokratischen Ver­
rats durch die kommunistische Avantgarde. Im 
Rahmen dieser strategischen Perspektive ste­

und der revolutionären Ausnutzung des Parlaments. Erste­
res bedeutet zwangsläufig, den Kapitalismus zu verwalten -
beispielsweise die Bullen zum Streikbruch einzusetzen oder 
rassistische Abschiebungen anzuordnen -, und ist somit 
Klassenverrat. Bürgerliche Parlamente dagegen können als 
Tribüne für die Verbreitung des kommunistischen Pro­
gramms benutzt werden, um die bürgerliche Demokratie als 
Schleier für die kapitalistische Herrschaft zu entlarven. 

Der Kampf für eine leninistische Avantgarde 
Im September kündigte die SAV an, sie würde nun auch 

in Berlin und im Osten in die LINKE eintreten, wogegen 
sich Widerstand im LINKEN-Bundesvorstand regt. Tatsäch­
lich wird durch das neueste Manöver deutlich, was wir schon 
2006 zu ihrer Kandidatur in Berlin gegen die PDS sagten: Sie 
stellen keine grundlegende Klassenopposition zur prokapita­
listischen LINKE/PDS/WASG-Spitze dar. So verteidigen 
sich Redler und andere SAV-Unterstützer wie folgt: "Der 
eigenständige Wahl antritt war nicht parteischädigend, was 
damals sogar von einem bürgerlichen Gericht festgestellt 
wurde, das die Absetzung des WASG-Landesvorstands durch 
den WASG-Bundesvorstand aufhob" (sozialismus. info, 
22. Oktober). Diese Reformisten sind stolz darauf, dass ih­
nen vom Gericht des Klassenfeindes ein Persilschein ausge­
stellt wurde! Wir haben damals diese krasse Übertretung der 
Klassenlinie verurteilt: "Die Klage der SAV/WASG Berlin 
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hen einer intelligenten revolutionären Organisation verschie­
dene taktische Möglichkeiten offen, die den Umständen ent­
sprechend angewandt werden. Diese. Taktiken und ihre An­
wendung entspringen der strategischen Notwendigkeit, diese 
Parteien entlang der Klassenlinie zu spalten: Zu jedem Zeit­
punkt behalten wir volle programmatische Unabhängigkeit 
von allen Flügeln der sozialdemokratischen Bürokratie bei. 

Das hat absolut nichts zu tun mit den Machenschaften 
der Pseudotrotzkisten in und um die LINKE, und dafür 
gibt's einen einfachen Grund: Sie alle lehnen die Perspekti­
ve ab, eine leninistische Avantgardepartei zu schmieden, um 
das multiethnische Proletariat an der Spitze aller Unter­
drückten zum revolutionären Sturz des Kapitalismus zu 
führen. Stattdessen helfen sie, Arbeiter und Jugendliche 
dem einen oder anderen Flügel der prokapitalistischen Füh­
rung (zur Zeit vor allem Lafontaine, der etwas mehr linke 
Sprüche von sich gibt) unterzuordnen, um die LINKE und 
ihre bürgerlichen Koalitionsregierungen "nach links" zu 
"drücken". So erklärt Redler zum Beispiel, dass es das Ziel 
der SAV "als Marxisten" in der LINKEN ist, zu helfen, "ei­
nen starken sozialistischen Flügel in der Linken aufzubauen, 
der Regierungsbeteiligung wie in Berlin ablehnt" (junge 
Welt, 12. September). 

Dann gibt es noch solche wie die Gruppe Arbeitermacht 
(GAM), die sich mit einem Artikel in ihrer Infomail (21. Sep­
tember) zum Entrismus der SAV in der Linkspartei zu Wort 
meldete, in dem sie einige ziemlich orthodox klingende Kritik 
anbringt. Zum Beispiel wirft die GAM der SAV vor, "den 
wahren Charakter dieser Partei zu verschleiern", wobei sie 
die LINKE eine "bürgerliche Arbeiterpartei" nennt und fort­
fährt: "Daran ändern auch die bisweilen geäußerten unver­
bindlichen sozialistischen Phrasen nichts." In Wirklichkeit 
schmollt die GAM, weil die SAV zur Zeit der Fusion von 
WASG und PDS nicht bei ihrem Netzwerk Linke Opposition 
(NLO) mitmachte: "Diese Politik offenbart nicht nur das ty­
pisch zentristische Schwanken der SAY, diese Politik boykot­
tierte auch offen die Möglichkeit, mit dem NLO eine bundes­
weite Struktur aufzubauen, die ein Attraktionspol für linke, 
kämpferische, antikapitalistische Kräfte werden konnte." 

Das NLO war ein Gebilde aus mehreren pseudosozialis­
tischen Grüppchen wie der GAM, die es vorzogen, eine 
Druckgruppe auf die LINKE außerhalb der LINKEN aufzu­
bauen. Was reformistisches Vertrauen in den kapitalisti­
schen Staat angeht, unterschied sich das NLO kaum von der 
LINKEN oder der SAV Beispielsweise unterstützt die "Fels-
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berger Erklärung", mit der das NLO gegründet wurde und 
die von der GAM hoch gelobt wird, den Eintritt in "nette" 
kapitalistische Regierungen: "Die neue Partei tritt nicht in 
Regierungen ein, die Sozialabbau betreiben, tarifliche Stan­
dards oder Löhne im öffentlichen Dienst absenken bzw. die 
Arbeitszeit der Beschäftigten erhöhen." Als das "Netzwerk" 
nach weniger als einem Jahr auseinanderflog, weil eine 
Hälfte der LINKEN beitreten wollte, gab die GAM selbst 
zu, dass das NLO politisch bankrott war und keine Existenz­
berechtigung hatte. Grundlegend arbeitet die GAM im sel­
ben Rahmen wie die SAV: die Sozialdemokratie nach links 
zu drücken. Sie ermahnt lediglich die SA V, dass das mit der 
LINKEN nicht realistisch ist, und beschwert sich, dass "die 
SAV aber nicht den Schluss [zieht], dass die LINKE eine 
verfestigte (und keine offene oder nach links verschiebbare) 
reformistische Partei ist". 

Für die GAM und ihre internationalen Mitstreiter von 
Workers Power (WP) ist die Suche nach einem "nach links 
verschiebbaren" Flügel der Sozialdemokratie (oder gar For­
mationen, die nicht einmal Teil der Arbeiterbewegung sind) 
ihre Daseinsberechtigung. Das war bei ihrer Spaltung 2006 
sonnenklar zu sehen, wo die beiden Fraktionen darüber un­
eins waren, ob sie den volksfrontlerischen Sozialforen (d. h. 
einer bürgerlichen Formation) hinterherlaufen sollen oder 
den "Linken" in der Labour Party in Britannien (siehe 
Spartakist Nr. 164, Herbst 2006). Und ungeachtet der "radi­
kalen" Rhetorik, mit der sie die SAV über den Charakter 
der LINKEN als "bürgerliche Arbeiterpartei" belehrt, be­
deutet das für die GAM nur, sie immer zu wählen. Gerade bis 
zur Gründung der WASG gab die GAM fortwährend ihre 
Stimme der SPD, auch bei den Bundestagswahlen 2002, 
nach vier Jahren rassistischer, arbeiterfeindlicher SPD/Grü­
nen-Regierung unter den Balkan-Schlächtern Schröder und 
Fischer. Wenn es darauf ankommt, findet sich die GAM im­
mer auf der gleichen Seite wie die SAV wieder, bei der Sozi­
aldemokratie und dem "demokratischen" Imperialismus. 
Während sich die internationalen Verbündeten der SAV vor 
Ort damit brüsteten, dass sie nach Jelzins Putsch im August 
1991 Arbeiter, die gegen diesen konterrevolutionären Ab­
schaum aktiv werden wollten, überredeten, nach Hause zu 
gehen, standen Unterstützer von Workers Power zusammen 
mit Priestern und Kapitalisten buchstäblich auf Jelzins kon­
terrevolutionären Barrikaden. 

Die Lehren des Oktober 
Die Oktoberrevolution von 1917 hätte nie siegen können 

ohne Lenins Führung und die Existenz der gestählten bol­
schewistischen Partei, die aus einer Spaltung mit den Refor­
misten (Menschewiki) und jahrelangem Kampf gegen deren 
Einfluss in der Arbeiterklasse hervorgegangen war. Umge­
kehrt haben wir aus der Niederlage der revolutionären Welle 
nach dem Ersten Weltkrieg in Deutschland, insbesondere 
die gescheiterte Deutsche Revolution von 1923, die Lehren 
gezogen. Unsere kritische Untersuchung der Deutschen Re­
volution von 1923 war entscheidend für unsere Klärung der 
leninistischen Haltung zu Regierungsämtern (siehe "Nieder 
mit Exekutivämtern!", Spartacist, deutsche Ausgabe Nr. 26, 
Frühjahr 2008, sowie "Eine trotzkistische Kritik: Deutsch­
land 1923 und die Komintern", Spartacist, deutsche Ausgabe 
Nr. 22, Sommer 2001). Eines der deutlichsten Anzeichen für 
das riesige revolutionäre Potenzial in Deutschland 1923 war, 
dass die SPD ihre Kontrolle über die Masse der deutschen 
Arbeiterklasse verlor. Inmitten der verheerenden wirtschaft­
lichen Verwerfungen und der Hyperinflation war die reformi­
stische Partei- und Gewerkschaftsbürokratie außerstande zu 
funktionieren; sie wurde paralysiert. Die Arbeiter kehrten 
ihr in Scharen den Rücken zu, und angezogen vom Leucht­
feuer für die Emanzipation der Arbeiterklasse, der Oktober­
revolution, beschlossen sie, dass es an der Zeit wäre, den 
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Kommunisten eine Chance zu geben. Die KPD-Führung 
bestand den Test der Revolution jedoch nicht. Nachdem sie 
in den vorangehenden Monaten des Jahres 1923 die revoluti­
onären Bestrebungen der Arbeitermassen zurückgehalten 
hatte, machte sie am Vorabend eines geplanten Aufstands im 
Oktober kampflos einen Rückzieher. 

Anstatt den Kampf um die Arbeitermacht zu organisie­
ren, baute die KPD-Führung unter Heinrich Brandler im 
Grunde auf die Illusion, der linke Flügel der Sozialdemokra­
tie könnte dazu überredet werden, ein "revolutionärer" Ver­
bündeter zu werden. Diese Strategie drückte sich im Miss­
brauch der Losung für eine "Arbeiterregierung" aus, die für 
die KPD eine andere Bedeutung als die Diktatur des Proleta­
riats angenommen hatte - sie wurde immer mehr ein Regie­
rungsbündnis mit der SPD auf Grundlage des bürgerlichen 
Parlaments. Das war eine opportunistische und selbstzerstö­
rerische Verdrehung des Verständnisses von Lenins und 
Trotzkis Bolschewiki 1917, dass eine Arbeiterregierung 
durch den Sturz des bürgerlichen Staatsapparates und die 
Schaffung einer neuen Staatsmacht auf Grundlage von Ar­
beiterräten (Sowjets) errichtet werden würde. Der Höhe­
punkt dieses Revisionismus war der Eintritt der KPD in 
Regierungskoalitionen mit der SPD in Sachsen und Thürin­
gen im Oktober 1923 und die anschließende Absage des 
Aufstands in kriecherischer Anpassung an ihre Koalitions­
partner der SPD-"Linken". 

Danach begann Trotzki die Gründe für die Niederlage 
1923 auszuwerten und die Lehren daraus zu ziehen. Dies 
beinhaltete eine scharfe Kritik an der damaligen Komintern­
Führung für ihre Schwankungen angesichts der Entwicklung 
dieser hervorragenden revolutionären Möglichkeit und führ­
te auch zu einer impliziten Selbstkritik an seiner eigenen 
früheren, administrativen Herangehensweise. In Lehren des 
Oktober (1924) betonte Trotzki: "Ohne die Partei, unter Um­
gehung der Partei, durch ein Surrogat der Partei kann die 
proletarische Revolution nie siegen." Für die Bourgeoisie gibt 
es keine "ausweglose" Lage; wenn eine revolutionäre Partei 
nicht handelt, wird die Bourgeoisie die Kontrolle zurückgewin­
nen. Das geschah in Deutschland 1923. Um erfolgreich die 
Herrschaft der deutschen Bourgeoisie, die soviel blutiges 
Elend über die arbeitenden Massen und Unterdrückten der 
Welt gebracht hat, ein für alle Mal zu beenden, ist eine revo­
lutionäre multi ethnische Arbeiterpartei absolut unverzicht­
bar. Wir kämpfen dafür, auf der Grundlage des Programms 
der SpAD den Kern dieser Partei zu sammeln, als Teil einer 
wiedergeschmiedeten Vierten Internationale, der Weltpartei 
der sozialistischen Revolution. Schließt Euch uns an!. 

Seminarreihe der ~ 
Spartakist-Jugend Berlin ~ 

Freitag, 5. Dezember 2008 

Nein zu "Kinder, Küche, Kirche": 
Für Frauenbefreiung 

durch sozialistische Revolution! 

Freitag, 23. Januar 2009 

Verteidigt den bürokratisch deformierten 
Arbeiterstaat Kuba! 

Für proletarische politische Revolution 
gegen die stalinistische Bürokratie! 

Jeweils 18.30 Uhr, Mehringhof, Blauer Salon, 
Gneisenaustraße 2a (U-Bhf. Mehringdamm) 

Lesematerial: (030) 4439400, spartakist@online.de 
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Linkspartei: 
Keine Alternative! 

Hessen: Will i van Ooyen (LINKE) und Andrea 
Ypsilanti (SPD) stellen Weichen für eine von der 
Linkspartei gestützte SPD/GrÜnen-Regierung. 
Rechts: Polizei des Berliner SPD/LINKE-Senats 
greift Hausbesetzer an (Juni 2005) 

Die SPD ist in der Krise. Ihre Arbeiterbasis läuft zur 
LINKEN über, und die neue Führung versucht verzweifelt, 
die Verbindungen mit den Gewerkschaften wieder zu stär­
ken, um diese gegenüber den arbeiterfeindlichen Maßnah­
men der Großen Koalition gefügig zu halten. Das wurde bei 
einem Geheimtreffen von SPD-Führern mit den Vorsitzen­
den der IG Metall (IGM) deutlich, über das die Rheinische 
Post (24. September) berichtete: "SPD-Vertreter äußerten 
sich ,befremdet' darüber, dass gewerkschaftlich organisierte 
Linksparteimitglieder aus den Büros der Gewerkschaften 
heraus ihren ,Feldzug gegen die SPD' organisieren könnten." 
Demselben Bericht zufolge willigten die IGM-Spitzen ein, 
die Linkspartei aggressiver öffentlich anzugreifen, wohinge­
gen die SPD versprach, auf weitere gewerkschaftsfeindliche 
Gesetze zu verzichten. Die Wut an der Gewerkschaftsbasis 
spiegelte sich in der Antwort eines IGM-Vertrauensmanns 

dpa/Michael Hanschke 

aus einem großen Autowerk auf diesen Bericht wider: "Es 
wäre eine Sauerei, wenn sich die Gewerkschaft da auf einen 
Kuhhandel mit der SPD einlässt... Sie muss aufpassen, dass 
sie damit dann nicht auf die Nase fällt, viele Gewerkschafts­
mitglieder sind inzwischen Anhänger der Linken und haben 
der SPD den Rücken gekehrt." 

Die SPD wird zerrissen zwischen ihren Diensten für die 
Bourgeoisie an der Regierung einerseits und den objektiven 
Interessen ihrer Basis in der Arbeiterklasse und den Ge­
werkschaften andererseits. Das Kommunistische Manifest 
(1848) erklärt: "Die Geschichte aller bisherigen Gesellschaft 
ist die Geschichte von Klassenkämpfen." Die heutige, kapi­
talistische Gesellschaft ist grundlegend in zwei Klassen ge­
spalten, deren Interessen unversöhnlich entgegengesetzt 
sind: Das Proletariat produziert den Reichtum der Gesell-

Fortgesetzt auf Seite 13 

Für eine revolutionäre 
multiethnische Arbeiterpartei! 
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